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6     
3/2010-Sch 

 
  

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t  
 
 
 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates  
der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee 

 
 
 
Tag und Zeit:        Donnerstag,  6. Mai 2010   
   
Tagungsort:         Rathaus         
 
Beginn:           19.00 Uhr 
 
 
 

A n w e s e n d e : 
 
 

ÖVP-Fraktion: 
 
       1. Bürgermeister    Mag. Johann Reiter als Vorsitzender 

  2. Vizebgm.     Johann Schachl 
  3. GR.        Dr. Oskar Vogel 
  4. EG.        Jakob Moser  
  5. GV.        Klaudia Haberl 
  6. GR.        Friedrich Seiringer-Gaubinger  
  7. GR.        Mag.Dr. Bernhard Roither  
  8. GR.        Franz Huber  
  9. GR.        Peter Wechselauer 
10. GR.        Thomas Ebetsberger  
11. EG.        Maria Huber 
12. GR.        Manuela Brunbauer  
13. GR.        Ing. Harald Mayrhofer  
14.  GR.        Dr. Renate Geist-Krojer  

 
   

SPÖ-Fraktion: 
 
    15.  Vizebgm.     Mario Weichselbaumer  

16.  GV.        Ing. Kurt Berger  
17.  GR.         Gerald Mayrhofer  
18.  GR.        Herbert Kritzinger  
19.  GR.        Ulrike Berger  

  20.  GR.        Günther Kasper  
21.  GR.        Rudolf Stockinger  
22.  GR.        Erich Steinwendner  
23.  GR.        Michaela Schuster  
24. GR.         Andreas Distler  
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FPÖ-Fraktion: 
 

25.  EG.         Günther Böss  
26.  GR.         Mag. Erich Kaniak 
27.  GR.        Dorfer Christa 
28.  GV.         Rudolf Hemetsberger  
29.  GR.         Walter Liehmann   

 
 

GRÜNE-Fraktion: 
 

30. GR.        Wolfgang Vogel  
31. GR.        Isolde Katamay   

 
 
 
Der Leiter des Gemeindeamtes:  Hans Schmidt    
 
 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 
 
 
a)  die Sitzung von ihm einberufen wurde 
 
b)  die Sitzung im Sitzungsplan enthalten ist und die Verständigung hiezu an alle Mitglieder bzw. 

Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist;  
 
c)  die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am 27.4.2010 öffentlich 

kundgemacht wurde;  
 
d)  die Beschlussfähigkeit gegeben ist;  
 
e)  die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 25.3.2010 bis zur heutigen Sitzung während 

der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht 
noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen 
eingebracht werden können.  

 
f)  Als Schriftführer für die Sitzung wird der Amtsleiter Johann Schmidt bestimmt. 
 
 
Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen bekannt:  
 
Für die Unterfertigung der Verhandlungsschrift werden von den Fraktionsobmännern folgende 
Gemeinderatsmitglieder bekannt gegeben: 
 
 Für die ÖVP-Fraktion:      Vizebgm. Johann Schachl    
  

Für die SPÖ-Fraktion:      Vizebgm. Mario Weichselbaumer          
 
 Für die FPÖ-Fraktion:          GV. Rudolf Hemetsberger 
 
 Für die GRÜNE-Fraktion:     GR. Wolfgang Vogel 
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T a g e s o r d n u n g 
 
Berichte des Bürgermeisters 
 
a)  Information gem. O.Ö. Grundverkehrsgesetz: Zu folgenden grundverkehrsbehördlichen 

Verfahren wurden zwischenzeitlich vom Bürgermeister positive Stellungnahmen abgegeben: 
Kaufvertrag Gfrerer – Plamberger, Grundstück Nr. 2753/2 KG Litzlberg in Staudach (2.880 m2). 
Kaufvertrag Dachs – Gebetsroither, Grundstück Nr. 67/2 (10.866 m2). Grundstück Nr. 287/2 KG 
Litzlberg (69 m2) in Buchberg. 

 
b)  Die Gesunde Gemeinde Seewalchen erhielt vor Kurzem im Rahmen der Ausschreibung des 

O.Ö. Gesundheitsförderungspreises einen Sonderpreis für das Projekt „Jugendgesundheitstag 
Check your Health“ und das Zertifikat für die Teilnahme an der Qualitätszertifizierung des 
Landesgesundheitsdirektion, und erhielt dafür von LH Pühringer einen Anerkennungsbetrag in 
Höhe von € 200.-, sowie auch einen Beitrag in Höhe von € 120.- für die Durchführung des 
Stammtisches für Pflegende Angehörige 

 
c)  Das Strandbad Seewalchen wird (bei Schönwetter) am Samstag 8. Mai für die Saison 2010 

erstmals geöffnet. Im Zusammenhang mit der Neuverpachtung des Buffets wurden vom 
Gemeindevorstand für die Neugestaltung der Dachterrasse und der Errichtung eines 
Straßenverkaufs folgende Aufträge erteilt (Bedeckung aus der Rücklage Arbeit & Wirtschaft): 
Wanddurchbruch und Fenstereinbau an Firma Ploner, Seewalchen (rd. € 5.060.-), Gitter und 
Zugangssperre Firma Riedl, Schörfling (rd. € 5.326.-), Neuanstrich Terrassengeländer Firma 
Rottner, St. Georgen (rd. € 3.484.-). 

 
d)  Die Ausführungsplanung und örtliche Bauaufsicht für die Herstellung von Kanalhausanschlüssen 

und geringfügigen Straßenreparaturen wurde vom Gemeindevorstand an DI Irrgeher vergeben 
(Rahmenvereinbarung auf 3 Jahre) 

 
e)  Der Dienstvertrag mit der neuen Sekretärin Carina Föderinger wurde vom Gemeindevorstand auf 

unbestimmte Zeit verlängert und das Beschäftigungsausmaß ab Oktober auf 50% reduziert. 
 
f)  Von Ende April bis 6. Mai fanden in der Paulick Villa Dreharbeiten für eine Folge der TV-Krimi-

Serie SOKO Donau statt (Ausstrahlung im Herbst 2010, ORF und ZDF).  
 
g)  In der Zeit von 10. bis 15. Mai finden im Bereich der geplanten Steganlage an der Promenade 

Seewalchen wissenschaftliche Untersuchungen hinsichtlich allfälliger Pfahlbaureste statt.  
 
h)  Von 7. bis 9. Mai befindet sich das Akkordeon-Orchester unserer Partnerstadt Freyung auf 

Vereinsausflug in Seewalchen. Das Orchester spielt am Muttertag, Sonntag 9. Mai um 10.30 Uhr 
ein Konzert beim Pavillon der Landesmusikschule (bei Schlechtwetter im Festsaal). 

 
i)  TOP 13 wird abgesetzt 
 
Fragestunde 
Keine Anfragen 1 Zuhörerin 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 1  des Bürgermeisters vom 4.4.2010 
 
Schenkungsvertrag Dachs 

a)  Kenntnisnahme der Beauftragung des Rechtsvertreters Dr.Haberl  
b) Beschluss über die Einbringung einer Klage betreffend Löschung der Vorkaufsrechte des  

Herrn Alexander Klopf   
 
Der Vorsitzende liest den Dringlichkeitsantrag (Beilage Nr. 1) vor. 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Dringlichkeitsantrag durch Handheben abstimmen und 
stellt eine einstimmige Annahme fest. 
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1.  Budget 

Verwendung des Überschusses aus dem Finanzjahr 2009 
 
Bgm. Reiter: 
Der Sollüberschuss des Jahres 2009 ist im Rechnungsabschluss 2009 mit € 178.172,67 
ausgewiesen. Zur Sicherung der Eigenmittel für den bevorstehenden Schulneubau bzw. 
Schulsanierung schlägt der Arbeitskreis Finanzen vor, davon € 150.000,- der 
Schulsanierungsrücklage zuzuführen. Die Höhe dieser Rücklage ist im RA 2009 mit € 80.751,78 
ausgewiesen und hätte nach Zuführung von € 150.000,-  eine Höhe von € 230.751,78,- . 
 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Arbeitskreises Finanzen der 
Schulsanierungsrücklage € 150.000,- zuzuführen. 

 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
 
2.  Abwasserbeseitigung 

Finanzierungsplan für den Kanalbauabschnitt 10 – ABA Haining 
 
Bgm. Reiter: 
Die geschätzten Gesamtkosten für den Kanalbauabschnitt 10 – ABA Haining werden rd.                      
€ 1,500.000,- betragen. Der Arbeitskreis Finanzen hat sich mit der Finanzierung dieses 
Bauabschnittes befasst und schlägt dem Gemeinderat die Beschlussfassung des vorliegenden 
Finanzierungsplanes vor.  
 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Arbeitskreises Finanzen den vorliegenden 
Finanzierungsplan zu beschließen. 

 
 
GV. Hemetsberger merkt an, dass es schon ein schwerer Brocken sei, wenn man sich die 
Investitionssumme von € 1,5 Millionen zu den Hausanschlüssen von € 220.000 ansehe. 
 
Der Bürgermeister erwidert, dass diese Summen für Kanalprojekte im ländlichen Bereich mit doch 
relativ vielen Leerstrecken zu erwarten seien. In dicht bebauten Siedlungsgebieten schaue es 
natürlich anders aus. 
 
GR. Kaniak meint, man solle dies unter Luxusleistungen der Gemeinde schreiben. Diese Kosten 
seien ein solcher Brocken, über den so locker hinweggegangen werde. Normalerweise müsse man 
jeden Groschen umdrehen, doch diese Finanzierung ginge locker. Die Gemeinde sei natürlich zum 
Teil selbst schuld, denn es seien dort Baugenehmigungen erteilt worden, die an und für sich gar nicht 
vorgesehen gewesen seien. Dies bedeute dann eine „Muss – Situation“. Doch wenn man sich selbst 
in so eine Situation bringe, müsse man auch die Konsequenzen daraus ziehen.  
Wenn so eine große Summe notwendig sei und diese nicht gravierend für die Entwicklung Gemeinde 
durchschlage innerhalb von 4-10 Jahren, dann wären andere Sachen doch wesentlich vorrangiger. 
Die Rangordnung sehe vielleicht jeder anders, aber wenn man so einen Brocken ausgebe oder laut 
GR. Kaniak „vergrabe“ und nichts anderes damit machen könne, dann würde er das auch so machen, 
aber sparen müsse man dort, wo es am wenigsten weh tue. 
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Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 30 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
   SPÖ-Fraktion: 10  

   FPÖ-Fraktion: 4 Böss, Hemetsberger, Dorfer, 
Liehmann 

   GRÜNE-Fraktion: 2  
      
Stimmenthaltungen 1 Stimme FPÖ-Fraktion: 1 Kaniak 
 
 
 
 
 
3.  Straßenbau 

Änderung des Finanzierungsplanes für den Straßenbau 2006 - 2009 
 
Bgm. Reiter: 
Der Gemeinderat hat am 30. März 2006 für den Straßenbau in den Jahren 2006 – 2009 eine 
Gesamtfinanzierung in Höhe von € 800.000,- beschlossen.  Darin enthalten sind € 140.000,- 
Bedarfszuweisungsmittel. Um die letzten, für das Jahr 2009 vorgesehenen Bedarfszuweisungsmittel 
in Höhe von € 40.000,- flüssig zu machen, verlangt die Gemeindeabteilung einen neuen 
Finanzierungsplan, mit der tatsächlichen Gesamtinvestitionssumme in Höhe von € 1,342.285,-.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
den vorliegenden Finanzierungsplan für die Jahre 2006 – 2009 zu beschließen. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
4.  Kinderbetreuung 

Gastbeiträge für Kinderbetreuungseinrichtungen 
 
Bgm. Reiter: 
Durch die Auswirkungen des neuen Kinderbetreuungsgesetzes werden immer mehr Ersuchen an die 
Gemeinde gerichtet, für Kinder die außerhalb der Gemeinde eine Kinderbetreuungseinrichtung  
besuchen, Gastbeiträge zu zahlen. Dabei machen die  Gemeinden die Aufnahme eines Kindes von 
der Leistung eines Gastbeitrages ähnlich einem Gastschulbeitrag abhängig, der sich aus dem 
jährlichen Abgang der betreffenden Betreuungseinrichtung, dividiert durch die Anzahl der Kinder, 
errechnet. 
Derzeit zahlt die Gemeinde Seewalchen bis zu € 230,-  für Kinder die Kleinkinderbetreu-
ungseinrichtungen außerhalb der Gemeinde besuchen. Grundvoraussetzung dafür ist, dass in einer  
gemeindeeigenen Einrichtung kein Platz frei ist.  
Gem. § 28 des Oö. Kinderbetreuungsgesetzes darf die Aufnahme eines gemeindefremden Kindes 
von der Zustimmung zur Leistung eines Gastbeitrags durch die Hauptwohnsitzgemeinde des Kindes 
abhängig gemacht werden, wobei auf die familiäre Situation des betreffenden Kindes und das 
Kindeswohl Bedacht zu nehmen ist. 
Für die Leistung eines Gastbeitrages im Sinne der zitierten Bestimmung sprechen lt. Vorgaben des 
Landes zB. folgende Umstände (Erlass BGD-140567/66-2009-Tr/Be v. 12.11.2009): 
 
 kein Platz für das unter 3-jährige Kind in der Hauptwohnsitzgemeinde 
 Kind besucht den Kindergarten am Arbeitsort der Eltern / Wohnort der Großeltern, da sonst 

keine Abholmöglichkeit bzw. anschließende Betreuungsmöglichkeit gegeben ist 
 mit den Arbeitszeiten der Eltern vereinbarte Öffnungszeiten 
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 Besuch eines der besuchten Schule angeschlossenen Hortes 
 Vermeidung von Wechsel der KBE im Sinne einer kontinuierlichen Förderung. 

 
Der Arbeitskreis Finanzen hat sich in seinen Beratungen am 13. April 2010 intensiv mit diesem 
Thema auseinandergesetzt und schlägt vor, unter folgenden Bedingungen einen Gastbeitrag zu 
leisten: 
 Kein Betreuungsplatz in der Gemeinde Seewalchen 
 Die Eltern (ganz / halbtags) berufstätig sind 

 
Höhe des Gastbeitrages: 

1. Kindergarten:  max. 11 x € 100,- pro Monat in einem Jahr 
2. Kleinkinderbetreuung  max. 11 x € 360,- pro Monat in einem Jahr 

 
Diese Gastbeiträge gelten sowohl für Kinder die Betreuungseinrichtungen außerhalb der Gemeinde 
besuchen als auch für Kinder, die eine Betreuungseinrichtung in der Marktgemeinde Seewalchen am 
Attersee besuchen. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Arbeitskreises Finanzen die vorliegenden 
Richtlinien zu beschließen. 

 
 
GR. Huber denkt, dass der Gastbeitrag für die Kindergartenteilnahme in anderen Gemeinden außer 
Diskussion stehe. Bei der Kleinkinderbetreuung möchte er anführen, dass er nach einem Gespräch 
mit Frau Zelzer vom Meldeamt erfahren habe, dass es zurzeit 99 Kinder in Seewalchen gebe, die im 
Alter zwischen zwei und drei Jahren das Recht hätten, in einer Krabbelstube zu sein. Wenn er dies 
hochrechne, seien fast € 400.000 zu bezahlen. Wenn man nun die Höhe des Gastbeitrages für die 
Kleinkinderbetreuung mit € 360,-/ Kind festlege, im Prinzip in Form vom Gießkannenprinzip, solle man 
doch noch einmal drüber nachdenken, ob man hier nicht eine einkommensabhängige Finanzierung 
oder Mitfinanzierung anstreben solle.  
Deshalb stelle er den Zusatzantrag 

dies einkommensabhängig zu machen, wobei die Kriterien noch vom Sozialausschuss zu 
beraten seien um dies in der nächsten Gemeinderatssitzung zu beschließen. 

 
Der Bürgermeister sei über die Zulässigkeit des Inhalts des Zusatzantrages überfragt. Er glaube, 
dass man bei den Kleinkinderbetreuungseinrichtungen schon einkommensabhängige Elternbeiträge 
habe. 
 
Der Amtsleiter betont, dass es hier um den Gastbeitrag der Gemeinden und nicht um den 
Elternbeitrag ginge. 
 
GR. Huber erläutert, dass es sich hier um den Gastbeitrag handle, den man an die anderen 
Gemeinden zahle. Es sei nur die Frage, ob die € 360,- wirklich von der Gemeinde kommen müssen 
oder ob auch hier ein Teil von den Eltern kommen könne, wenn entsprechende Einkommen da seien. 
 
Der Amtsleiter erklärt, dass es seit Bestehen der Krabbelstube folgende Drittel - Regelung bestehe: 
Ein Drittel zahle das Land mit Förderungen, ein Drittel zahle die Gemeinde und ein Drittel die Eltern. 
Man habe mit dem Tarif von € 239,- angefangen und sei jetzt noch dabei. Dieser werde dann 
nächstes Jahr, speziell wenn die zweite Krabbelstube eröffnet werde, auf € 360,- erhöht. € 360,- sind 
der derzeitige Drittelwert der Kosten eines Kindes für die Krabbelstube. Die Eltern zahlen derzeit in 
der Rosenau € 239,- Beitrag für die Krabbelstube. Wenn man nun den Eltern den Gemeindebeitrag 
auch noch hinauf dividiere, dann explodiere der Elternbeitrag jedoch bis zum 30. Lebensmonat, 
danach brauchen sie ja gesetzlich nichts mehr zu zahlen. 
 
GR. Huber merkt an, dass die Eltern, die ihre Kinder zuhause selber betreuen von so einem Beitrag 
an und für sich nichts haben. Deshalb sei doch noch einmal die Frage zu stellen, ob hier nicht eine 
einkommensabhängige Leistung zusätzlich zu fordern wäre. 
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GR. Kaniak merkt an, das diese Überlegungen nicht nur heute, sondern schon in 
Gemeinderatssitzungen vom Anfang dieses Jahrtausends protokoliert worden wären. Damals sei ja 
die einkommensabhängige Beitragszahlung der Eltern gewesen. Man habe sich damals gesagt, 
wieso solle eine Familie mit berufstätigen Eltern, die € 4.000,- bis € 5.000,- zur Verfügung haben 
genau so behandelt werden, wie alleinerziehende Mütter. Damals sei der Antrag von der 
Freiheitlichen Partei gekommen und sei niedergestimmt worden, aber die Thematik bleibe immer 
noch. Jeder habe das Gefühl es sei nicht gerecht. Diese Gerechtigkeit bedeute natürlich einen sehr 
großen Verwaltungsaufwand. Es wäre alles schon einmal da gewesen. Es sei kaum eine Lösung zu 
finden, denn hier sei ein Punkt angestoßen worden, der so divergierend ausgelegt werde und so 
emotional besetzt sei, dass man damals schon zu keinem Resultat gekommen sei bzw. heute noch 
weniger kommen werde. Man müsse sich vor Augen halten, dass € 1080,-/ Kind in der Krabbelstube 
keine Kleinigkeit seien, die hier aufzubringen sei. Wenn es nur ein Drittel sei, solle man um die 
Regelung (Land, Gemeinde, Eltern) froh sein, denn sonst sei dies für die Eltern fast untragbar. 
 
GV. Haberl möchte gerne wissen, inwiefern die Drittelregelung sozial gestaffelt sei, wenn die Eltern 
ein Drittel zahlen. 
 
Der Amtsleiter erklärt, dass es in der Krabbelstube anfangs nicht sozial gestaffelt war, erst seit 3 
Jahren gibt es ein einkommensabhängiges Elternbeitragsmodell. Bei der Krabbelstube habe es zu 
Beginn Fixbeiträge gegeben. Es wurde damals gesagt, dass ein Kind ungefähr € 750,- in der 
Krabbelstube koste, mittlerweile liegen die Kosten bei ungefähr € 1.000,- pro Monat und Kind.   
Der Amtsleiter teilt mit, dass der Zusatzantrag für ihn persönlich ein Gegenantrag sei, da dies ein 
komplett anderes System wäre. Er könne nur vorschlagen, diesen Punkt abzusetzen und nochmals in 
einem Ausschuss neu abzustimmen, ob man bei diesem Modell bleibe oder zu einem anderen 
hingehen solle. Man könne ein einkommensabhängiges Modell nehmen, aber das gehe beim 
heutigen Antrag nicht mehr. 
 
GV. Berger K. möchte anmerken, dass man sich im Finanzarbeitskreis sehr intensiv damit 
auseinander gesetzt habe. Man sei zu einem Endergebnis gekommen, dass der Gemeinde die 
Kinder, die in Nachbargemeinden unterkommen müssen, weil man selber den Platz nicht bieten 
könne, was hoffentlich mit dem Kindergartenneubau und der neuen Krabbelstube für die Seewalchner 
besser werde, dasselbe wert sein sollen, wie die Kinder im eigenen Ort. So sei man auf die € 360,- 
gekommen.  
Er persönlich halte nichts von einkommensabhängigen Tarifen, da sich die Lösung sehr gut bewehrt 
habe. Man solle schauen, dass man diese Einrichtungen in Seewalchen entsprechend aufstocken 
könne, damit man die Notwendigkeit an andere Gemeinden zu zahlen, sowieso nicht habe. Er 
persönlich hoffe, dass es auch eine Lösung geben werde, so wie bei den Gastschulbeiträgen. In 
Zukunft sollen Vereinbarungen mit den umliegenden Gemeinden getroffen werden, dass wenn man 
sich platzmäßig aushelfe, dies mit fixen Beträgen gehe. Er würde daher ersuchen diesen 
Zusatzantrag eher zurück zu ziehen, damit heute über den Hauptantrag abgestimmt werden könne. 
Denn auch wenn es hier um Geld gehe, man spreche hier von einem relativ geringen Betrag, der hier 
zur Diskussion stehe. Er glaube es sei vernünftig und sinnvoll für die Eltern, die diese Leistung nun in 
Anspruch nehmen müssen, weil man den Platz nicht habe, eine Lösung zu finden um ihnen entgegen 
zu kommen. 
 
GR. Huber merkt an, dass sein Antrag in erster Linie nicht gelte, um den Eltern den einen oder 
anderen Hunderter mehr oder weniger abzuknöpfen. Er sehe die Ungerechtigkeit nur darin, dass die 
Eltern, die ihre Kinder selber zuhause erziehen und somit diese Einrichtungen nicht nützen, dort eher 
einen Nachteil haben und dies müsse ausbezahlt werden. Sie würden dann über die Umlage noch 
dafür, dass andere Eltern diese Einrichtungen nützen können, zahlen. Als Gegenantrag möchte er 
das nicht und daher ziehe er seinen Zusatzantrag zurück. 
 
Der Bürgermeister meint, dass man hier auch ein rechtliches Problem habe, wenn dieser Antrag eine 
Mehrheit gefunden hätte, denn dann hätte man dann hier eine Ungleichbehandlung. Den Eltern, die 
ihre Kinder in Seewalchen in die Krabbelstube schicken, bekommen die Kosten zur Gänze von der 
Gemeinde gezahlt. Hingegen für ein Kind, das auswärts ginge, müssten die Eltern selber zahlen. 
Weiters glaube er, dass man zu einer neuerlichen Grundsatzdiskussion nicht mehr die Zeit habe, da 
die Eltern, die es betreffe und das sind einige, auf eine Lösung warten. Sie haben sich bei den 
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Kindergärten, speziell in St. Georgen und gar nicht mehr in Seewalchen angemeldet, weil sie damit 
rechnen, in St.Georgen einen Platz zu bekommen. Wenn das nicht der Fall wäre – in Seewalchen 
seien die Aufnahmeverfahren bereits abgeschlossen, es sei kein Platz mehr – würden sie dann, wenn 
man sage „man könne oder möchte sich dies nicht leisten“ wahrscheinlich in einer auswärtigen 
Einrichtung keinen Platz mehr bekommen und im Endeffekt dann gar keinen Platz. 
 
GR. Wechselauer hält es für sehr vernünftig, dass nun ein Entschluss gefasst werden müsse, aber er 
könne einigen Dingen nicht folgen. Er sehe es nicht so, dass es hier laut GV. Berger um geringe 
Beträge gehe, denn es gehe pro Kind um € 3960,- pro Jahr. GR. Huber habe dies ausgeführt. Wenn 
dies die 99 Kinder in Anspruch nehmen, die es in Anspruch nehmen könnten, dann würde es die 
Gemeinde sehr belasten. Man müsse schon Systeme schaffen, die nachhaltig seien.  
Er glaube, es sei auch wirklich nicht zu unterschätzen, wie von GR. Huber angesprochen, dass die 
Leistung jener Mütter und Väter, die sozusagen auf einen Zweitverdienst verzichten, um ihre Kinder, 
aus seiner Sicht pädagogisch sehr wertvoll, zuhause zu erziehen eigentlich nichts von der Gemeinde 
erhalten. Man müsse hier schon schauen, dass man eine Gleichbehandlung auch diesbezüglich 
erreiche. Wenn man sage, man wolle für alle Kinder € 400.000,- ausgeben, dann könne man sich 
dies nicht leisten, aber man müsste es sich leisten, wenn man alle gleich behandeln wolle.  
Er könne sich vorstellen, dass Eltern auch gerne bereit seien diesen Gastschulbeitrag freiwillig zu 
ihrem Elternbeitrag dazu zu zahlen, damit sie ihr Kind dort unterbringen. Er denke hier sehr primitiv im 
Sinne von ursprünglich, dass die Eltern sagen, es sei ihnen lieber den Zuverdienst als Zweitverdiener 
zu haben, ihr Kind irgendwo unterbringen zu können und bereit zu sein zusätzlich zum Elternbeitrag 
auch noch ein Schärfchen zu zahlen. Im Sinne dessen das Kind nicht in eine Privatanstalt oder 
sonstiges zu geben.  
Er glaubt nur, es sei nicht Sinn der Kommune Dinge zu schaffen, die für einzelne von Vorteil seien, 
aber von der Gesamtheit getragen werden müssen. Denn woher kommen die Gelder, die hier 
ausgegeben werden müssen? Die Gelder kommen nicht von den 10 bis 20 Eltern, die ihre Kinder in 
Krabbelstuben haben. Die kommen von allen Eltern, die man in der Gemeinde habe, das müsse 
schon bedacht werden. Im Sinne von Gleichbehandlung müsse auch darüber nachgedacht werden. 
Er sei jetzt auch nicht dafür diesen Zusatzantrag zu stellen, da es die Situation nur erschweren würde 
und es sei auch sinnvoll diese Gastschulbeiträge zu bezahlen, wenn es andere Gemeinden auch an 
die Gemeinde Seewalchen überweisen müssen, aber man müsse darüber wirklich einmal ernsthaft 
nachdenken. Man kann nicht immer sagen, man schütte Geld für Minderheiten aus, die die 
Allgemeinheit zahlen müsse. 
 
GV. Berger K. betont, dass es hier nicht darum ginge, Geld für Minderheiten auszuschütten. So 
würde er es sicher nicht sehen. Er glaube es gehe hier um eine grundsätzliche familienpolitische 
Diskussion zwischen den Mutterparteien der ÖVP und SPÖ. Es sei sicherlich ein Thema, wo die 
Anwesenden als Gemeinderat überfordert seien. Wenn die ÖVP der Meinung sei, dass die 
Kinderbetreuung der Mutter zuhause auch etwas wert sein sollte, was er persönlich natürlich schätze, 
wenn eine Mutter die Möglichkeit habe zwei bis fünf Jahre bei dem Kind zuhause zu sein, da dies 
sicherlich von Vorteil sein kann, dann sei man hier sicher nicht das richtige Gremium um dies zu 
diskutieren.  
Er glaube das müsse man in der Landes – bzw. Bundespartei andiskutieren und dann müsse das 
Gremium ein ganz anderes sein. Hier habe man Lösungen zu finden für die Kinder und für die 
Einrichtungen für die man zuständig sei, aber sicherlich keine familienpolitische Grundsatzdiskussion. 
 
GR. Kaniak merkt an, bei den letzten Wortmeldungen bezüglich Zusatzantrag kein Prophet sein zu 
müssen um das Eintreten eines Automatismus vorher zu sehen. GV. Berger habe dies so schön 
formuliert – die Probleme der Mutterparteien mit ihren politischen Standpunkten. Laut GR. Kaniak 
werde ein Standpunkt total übersehen und zwar wäre dies die Exekutierbarkeit des Beamtenstabes, 
der dann noch ein bis zwei Personen aufnehmen müsse, die in diesem Forum dann so viel kosten 
würden, dass man jedem Elternteil das noch schenken könnte. Diese Erhebungen und diese ganzen 
rechtlichen Konsequenzen, die der Beamtenapparat dann habe um dies nachzuprüfen, wer wie 
verdient, dass wäre so problematisch in der Verwaltung. Wie zuvor vom Amtsleiter angekündigt, wäre 
es schwierig hier überhaupt gerecht zu sein. Diese Regelung ist keine schlechte – eine 
überschaubare und transparente. Es werde überall Härtefälle geben, aber die absolute Gerechtigkeit 
werde man kaum herstellen können. Dies hätten auch schon andere versucht mit großem Aufwand. 
Es sei besser man mache eine einfache Verwaltung, die auch transparent für den einfachen Bürger 
sei, den es manchmal treffe, aber das wäre gescheiter. Das sei von der freiheitlichen Warte her die 
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Position. Gerechtigkeit habe sich auch die freiheitliche Partei auf die Fahne geschrieben, nicht nur die 
Mutterparteien der derzeit etwas stärkeren Fraktionen. 
 
GR. Wechselauer möchte auch etwas näher auf den Begriff der Mutterparteien eingehen, da ihm 
dieser Begriff doch einen Stich ins Herzen gegeben habe. Als Kommune sei man schon aufgefordert, 
dass man ein bisschen kommunaler denke. Man solle schon schauen, dass man für die Seewalchner 
Bürger, Menschen, Mütter, Kinder und Erziehenden Möglichkeiten finde und nicht nur darauf 
beschränken zu tun, was die Mutterparteien, wobei er jetzt seine nicht ganz ausschließen möchte, 
vorschreiben.  
Er glaube man müsse schon auch die Fähigkeit und den Mut haben, eigenständig zu denken. Er finde 
es gut, dass Mütter, die keine andere Möglichkeit haben, ihre Kinder in einem Kinderbetreuungsort 
unterbringen. Er finde es schön, dies anbieten zu können, nur frage er sich, wo man die Finanzen 
herholen solle, wenn diese Möglichkeit nun jeder nützen möchte. Er habe keine Bedenken, hier 
soziale Staffelungen zu machen. Seiner Meinung nach solle der, der es sich leisten könne, es sich 
größtmöglich selber bezahlen und der, der es sich nicht leisten könne, den werde man 
gemeindemäßig bestmöglich unterstützen. Dies sollte angedacht werden. GR. Wechselauer  möchte 
noch anmerken, dass man hierfür keine Mutterpartei brauche, denn dies könne man in der Kommune 
selber lösen. 
 
Vizebürgermeister Weichselbaumer ist etwas erstaunt. Er habe noch eine Diskussion kurz vor den 
Wahlen in Erinnerung, wo das Thema „Gratiskindergarten“ herkomme. Damals wurde stark diskutiert, 
wer dies möchte und wer sich dafür einsetze. Es wurde nicht so wirklich klar, wer was möchte, aber 
auf jeden Fall, waren alle für den gratis Kindergarten. Alle haben dies unterstützt und keiner der 
bisherigen Redner war dagegen. Nun habe man die Situation – und alle Kinder sollten gleich viel wert 
sein – auch wenn es der Gemeinde weh tue, aber man könne nicht sagen, dass das Kind, das keinen 
Platz mehr bekomme, der Gemeinde weniger wert sei. Man habe die Regelung, ob man den gratis 
Kindergarten wolle oder nicht. Es sei beschlossen worden. Man habe den Beschluss gemacht, bevor 
man die Gegebenheiten bekommen habe. Es sei nicht so gewesen, dass man vorher beschlossen 
habe die Plätze auszubauen und dann den gratis Kindergarten einzuführen, sondern es sei 
umgekehrt geschehen. Jetzt habe man es und jetzt müsse man auch damit leben. 
 
GV. Hemetsberger möchte anmerken, dass vor den Wahlen alles versprochen worden sei, nur habe 
niemand sagen können, wer dafür zahle. Jetzt komme die Rechnung. In einem Punkt gebe er 
GR.Wechselauer schon recht. Mütter, die zuhause bleiben bei ihren Kindern, beruflich gut verdient 
haben, seien wirklich die Personen, die hier drauf zahlen. Alle anderen werden finanziell bedient. 
Diesen Punkt möchte er GR. Wechselauer nicht absprechen. Das einfachere System - hier möchte er 
GR. Kaniak beipflichten - wäre jenes, das der Amtsleiter vorgetragen habe. 
 
GR. Seiringer-Gaubinger möchte keine Grundsatzdiskussion führen. Er möchte auch keiner Fraktion 
näher treten, aber Botschaft müsse von allen Fraktionen nach oben getragen werden, aber ob man 
dies dann in die Realität umsetzen könne, sei fragwürdig. 
 
GR. Vogel Wolfgang merkt an, dass man sich die Entwicklung der Diskussion ansehen müsse. Man 
habe damit angefangen, dass die Gemeinde die Verpflichtung habe Kinderbetreuungsplätze zur 
Verfügung zu stellen und nun diskutiere man über ein Muttergehalt oder so etwas ähnlichem. 
 
GR. Berger Ulrike stellt den Antrag auf Beendigung der Debatte, da die letzten Beiträge nichts 
mehr mit dem ursprünglichen Thema zu tun haben und sie sich ca. 30 bis 40 Jahre zurück versetzt 
fühle. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von GR. Berger Ulrike gestellten Antrag auf Ende der Debatte 
durch Handheben abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
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5.  Abwasserbeseitigung 

Änderung der Kanalgebührenordnung 
 
Bgm. Reiter: 
Bisher war die Gestaltung der Kanalgebühren an den ÖKK – Vertrag gebunden, der eine jährliche 
4%-ige Gebührenerhöhung vorsah. Dieser Vertrag läuft mit September dieses Jahres aus. Um die 
bisher geltende Gebühr zu indizieren wurde vom AK – Fin zum 1. Juli dieses Jahres eine Erhöhung 
der Kanalbenützungsgebühren um 2% vorgeschlagen. In weiterer Folge soll die Gebühr jährlich nach 
dem VPI indiziert werden. Die neue Benützungsgebühr beträgt demnach ab 1.7.2010  € 3,43 (bisher 
€ 3,37). 
Neben der Indizierung der Kanalbenützungsgebühren ist in der neuen Gebührenordnung nunmehr für 
unbebaute Grundstücke eine Bereitstellungsgebühr (§ 6) in Höhe von € 13 Cent excl. Ust. p/m² 
vorgesehen. Die bisher als Bereitstellungsgebühr bezeichnete Abgabe pro Anschluss wir in eine 
Grundgebühr umbenannt und auf € 96,- (bisher 94,-) excl. Ust. angehoben. 
Die Anschlussgebühren bleiben per 1. Juli 2010 unverändert und müssen, so wie bisher, lt. den 
Vorgaben der Gemeindeabteilung des Landes jährlich angepasst werden. 
Neu ist der § 5 Abs. 7 welcher vorsieht, dass Hausbesitzer, die einen Abzug bei den Kanalgebühren 
zur Gartenbewässerung beantragen, sich dafür einen geeichten Subzähler einbauen lassen müssen. 
Für diesen Zähler ist eine jährliche Zählergebühr in Höhe von € 40,- zu zahlen. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Arbeitskreises Finanzen die vorliegende 
Kanalgebührenordnung zu beschließen. 

 
 
GV. Hemetsberger merkt an, dass auch hier vor den Wahlen alles versprochen wurde. Es gäbe keine 
Steuererhöhungen, in dem Fall seien es Gebührenerhöhungen oder Abgaben, immer treffe es den 
„kleinen Mann“. Auf der anderen Seite werden Milliarden als Leistungen nach Griechenland gesendet. 
Die Länder und die Gemeinden werden ausgehungert und so komme man dann mit 
Gebührenerhöhungen zum „kleinen Mann“. Genau dies sei der Weg, den man vor 6 Monaten 
versprochen habe und nun komme es laufend. Es werde nicht das erste Mal sein. Er könne sich nicht 
damit anfreunden. Es betreffe hunderte von Menschen, die schon jeden Euro umdrehen müssen, 
denn es gebe nicht lauter Doppelverdiener, die mit € 5.000,- bis 6.000,- heimgehen. Es gebe Leute 
mit Kindern, die mit € 1.000,- auskommen müssen, wo die Gattin nicht berufstätig sei. Es gebe 
andere Familien, die leben mit einer kleinen Pension von € 747,-. Also es treffe wieder nur die 
„Kleinen“. Die „Großen“ werden verschont, dort könne man nichts machen. Dort gebe es Bankpakete 
und ähnliches. Dies habe zwar direkt nichts damit zu tun, aber indirekt schmälere der Bund die 
Länder. Die Länder wiederum die Gemeinden und somit sei der alte Weg wieder offen. Er gebe 
hierzu nicht seine Zustimmung und aus seiner Fraktion werde der eine oder andere noch etwas dazu 
anmerken.  
 
GR. Liehmann erwähnt, dass bereits der Amtsleiter festgestellt habe, dass man eine 
Bevölkerungsexplosion habe. Das Wort sei zwar etwas übertrieben und auch bezügl. der Häuslbauer 
nicht so gravierend, obwohl es gewaltige Bauaktivitäten gebe. Aus diesem Grund finde er die 
automatische Indexerhöhung nicht richtig. Es müsste eine generelle Anpassung sein. Das bedeutet, 
wenn mehr Einnahmen kommen, man dann tatsächlich wieder, abgesehen von einer 
Indexanpassung, dies direkt aus der Eingangssumme mehr oder weniger ausdividiere und 
entsprechend anpasse. Das wäre die einzige Möglichkeit, ansonsten habe die Gemeinde eine 
Einnahme, die nicht zweckgebunden sei und dies sei, seiner Meinung nach, der Bevölkerung schlecht 
zu vermitteln. Er sei eindeutig gegen eine Indexerhöhung und plädiere dafür entsprechend den 
Einnahmen adäquat die Sache anzupassen, wie bei anderen Sachen auch. 
 
GR. Mayrhofer ist etwas verwundert, da für ihn eine derzeitig vier prozentige Gebührenveränderung 
auf zwei Prozent eine Reduktion und keine Erhöhung sei. 
 
GR. Liehmann kontert, das die Aussage von GR. Mayrhofer richtig sei, aber dies sei schon das, was 
er sagen wollte. Es gehe ab jetzt um eine Anpassung und nicht um eine Automatisierung. 
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GR. Mayrhofer fragt sich für was es dann den Verbraucherpreisindex gebe. Diesen zahle man bei 
Versicherungen, bei allem Möglichen. Er frage sich, warum man ihn dann hier nicht einfließen lassen 
sollte. Er sei hier nicht ganz der Meinung von GR. Liehmann. 
 
Vizebürgermeister Weichselbaumer möchte eine kleine Anmerkung zum Gesamtpaket, welches beim 
Punkt beschlossen wurde, machen. Ihm sei der Punkt mit der Wasserzählungsmiete aufgefallen. Es 
sei irgendwer auf die Idee gekommen, was seiner Meinung nach sehr richtig sei, dass die Personen, 
die Wasser hernehmen, welches nicht in den Kanal rinne, zwar für das Wasser zahlen, aber nicht für 
den Kanal. Man erlaube dies, allerdings verlange man € 40,- für den Zähler als Miete. Man benötige 
einen Verbrauch von 13 bis 14 Kubikmeter, damit sich die Zählermiete pro Jahr überhaupt rentiere. Er 
wisse nicht, ob man damit den Sinn dieses Teils negiere. Man biete zwar an, dass man in Zukunft 
den Kanal nicht zahlen müsse, aber gleichzeitig koste der Zähler so viel, dass man im Endeffekt 
wieder dafür zahle. Er möchte noch anmerken, dass es wahrscheinlich nicht viele Personen betreffen 
würde, aber betroffene Personen, dann € 40,- für zB. das Gartenspritzen einplanen müssten. 
 
GR. Kaniak berichtet, dass es Kommunen gebe, zwar meistens größere Kommunen, die dichter 
verbaut seien, wie zB. Lenzing, die Kanalbenützungsgebühren haben, wo sie sich dumm und dämlich 
verdienen, alleine mit den 2 % Indexsteigerung seien die Hochweise. Es seien auf einen bestehenden 
Kanal so viele Leute dazu gekommen, dass dies ein Budgetposten sei, wo die Gemeinde Lenzing 
Einnahmen habe, die man als wunderbar empfinden würde. In der Gemeinde Seewalchen habe man 
über die letzten 15 Jahre einen Konsens gefunden, wo man versucht habe, nicht den Bürger 
auszunehmen, sondern kostendeckend den Spagat zu schaffen, zwischen der Anforderung der 
Landesregierung, die gesagt habe, man müsse kostendeckend oder zumindest so weit sein, dass 
man eine gewisse Rücklage von ca. 5 % bilden könne. Wenn man das erreiche schröpfe man den 
Bürger nicht weiter. Mit Indexanpassungen komme es automatisch zu einer Erhöhung von der 
Erhöhung, wo man gar nicht wisse, ob es notwendig wäre. Denn wenn in ein bestehendes 
Kanalsystem mehr Leute anschließen, habe man Kostenreduktionen, die greifend werden. Je mehr 
Einwohner, umso besser. Je mehr Anschlüsse, umso besser in bestehenden Bereichen. Darum die 
Bitte bezüglich der Indexanpassung. Diese Automatik mag bei Versicherungen sehr lukrativ sein, 
aber für die Gemeindebürger möge man soweit real sein, dass man nicht unterdecke, sondern dass 
man in diesem System drinnen bleibe.  
 
GV. Berger betont, wie bereits von GR. Mayrhofer angesprochen, dass man diese 4 % bisher 
verpflichtend gehabt habe, weil man über den ÖKK-Vertrag eine gewisse Notwendigkeit gehabt habe. 
Man sei nicht auf den 4 % geblieben, welcher ein gewisser Automatismus sei, sondern man sei 
zurück gegangen auf 2 %. Deswegen auf 2 %, damit es einen kleinen Überschuss bei den 
Kanalgebühren gebe um entsprechende Rücklagen schaffen zu können, die man, wie bereits in 
einigen Diskussionen angesprochen, bitter brauchen werde, für die Sanierung der Kanäle.  
Dies dürfe man nicht unterschätzen. Deswegen sei man im Arbeitskreis überein gekommen, in 
Zukunft eine Indexanpassung zu machen, um die ständigen Diskussionen nicht führen zu müssen. 
Sollte der Index irgendwann einmal so exorbitant steigen, dass es so große Überschüsse gebe und 
man in diesem Gremium zum Entschluss komme, einen anderen Weg zu gehen, könne man dies 
jährlich ändern. Aus der heutigen Sicht sei es so vernünftiger erschienen und deswegen werde man 
diesem Antrag auch zustimmen. 
 
Der Amtsleiter möchte kurz zur Info anmerken, dass diese Benützungsgebühr hauptsächlich dafür 
verwendet werde, den Betrieb des RHV für die Reinigung der Abwässer  zu decken. Man habe hier 
immer das Deckungsprinzip.  
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 26 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
   SPÖ-Fraktion: 10  
   GRÜNE-Fraktion: 2  
      
Gegen den Antrag 5 Stimmen FPÖ-Fraktion: 5  
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6.  Neubau Volksschule/Schülerhort  

Grundsatzbeschluss betreffend Planentwurf und Kostenschätzung 
 
Bgm. Reiter: 
In der GRS am 11.2.2010 wurden die Grundsatzbeschlüsse betreffend Vorziehen der Sanierung der 
Hauptschule als eigenes Projekt, Neubau der Volksschule und des Schülerhortes und Auflassung der 
Polytechnischen Schule und des Sonderpädagogischen Zentrums gefasst. In der folge wurde ein 
entsprechendes Schreiben an die zuständigen Landespolitiker (LH Dr.Pühringer, LR Dr. Stockinger 
und LR Mag. Hummer, gerichtet. Weiters beschloss der Gemeinderat den Auftrag für die Erstellung 
einer Bebauungsstudie samt Vorentwurf und Kostenschätzung des Volksschulneubaues samt Hort an 
die GSG.   
In der Bildungsausschusssitzung am 15.4.2010 wurde der Planentwurf von den Architekten Gilhofer 
vorgestellt. Ing. Weigert erläuterte die aktualisierte Kostenschätzung. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

den vorliegenden Planentwurf vom 15.4.2010 für den Neubau einer Volksschule samt 
Schülerausspeisungsraum sowie eines Schülerhortes grundsätzlich zur Kenntnis zu 
nehmen.  

 
GR. Kritzinger merkt an, das man hier von der Volksschule, dem Schülerhort, aber nicht von der 
Polytechnischen Schule spreche. Man solle hier einen Beschluss fassen, aber man wisse bisher 
nicht, ob eine Polytechnische Schule weitergeführt werde. Er möchte gerne wissen, wann und wo hier 
eine Entscheidung fallen werde. 
 
Der Bürgermeister erklärt, dass man es bisher noch nicht wisse, weil man zu dieser Frage von den 
zuständigen Stellen bisher noch keine Antwort erhalten habe. Entschieden werden müsse dies von 
der Bildungsdirektion des Landes. 
 
GR. Kaniak betont, dass hier etwas von Grundsatzbeschluss stehe. Es handle sich hier um keine 
Grundsatzbeschlüsse, sondern um Kenntnisnahme von Sachverhalten. Wobei das Zustandekommen 
dieser Sachverhalte natürlich auch sehr interessant sei. Bei all diesen Kenntnisnahmen und 
vorprogrammierten Sachen, gebe es einen Automatismus. Die GSG sei ein Planungsbüro wie jedes 
andere, bei welchem die Gemeinde Lenzing, Vöcklabruck und die Lenzing AG dabei seien.  
Der Bürgermeister als Auftraggeber werde wissen nach welchen Grundsätzen hier vorgegangen 
werde. Diese Firma beauftrage wieder andere Firmen, Architekten, engagierte Leute, die dies 
bearbeiten und die Entwürfe zur Kenntnisnahme der Gemeinde vorlegen. Es erhebe sich nun die 
Frage, was koste dies, mit welchen Vergaberichtlinien, wieso werde das nicht in Ausschüssen 
behandelt. Es gebe ja eine Menge Ausschüsse, warum werde dies nicht besprochen. Es sei ihm ein 
Rätsel, ob hier jemals ein Beschluss gefasst wurde, dass die GSG den Auftrag bekommen habe und 
ob dieser mit Mehrheit im Gemeinderat beschlossen worden sei. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass dies mit Mehrheit in einer Gemeinderatssitzung beschlossen 
wurde und merkt an, dass er sich fast sicher sei, dass auch GR. Kaniak dafür gestimmt habe. 
 
GR. Kaniak kann nicht glauben, dass er dafür gestimmt habe, dass die GSG den Auftrag bekomme. 
Er fragt den Bürgermeister weiters, ob dies mit dem Bundesvergabegesetz überein stimme. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass die Vergabe bei Erstellung eines Vorentwurfs und einer 
Kostenschätzung an die GSG, hier im Gemeinderat beschlossen wurde. Es seien € 12.000,- bis 
15.000,- in dieser Kategorie. Diese Summe hätte sogar der Vorstand vergeben können. 
 
Der Amtsleiter fügt hinzu, dass in der Gemeinderatssitzung vom 11. Februar 2010 der Antrag für den 
Auftrag für Erstellung einer Bebauungsstudie samt Vorentwurf laut Leistungsumfang von dem 
Angebot der GSG zu einem Pauschalhonorar von € 12.500,- zu erteilen, beschlossen worden sei. Für 
den Antrag seien 26 Stimmen abgegeben worden, Stimmenthaltungen habe es fünf gegeben. GR. 
Kaniak habe sich der Stimme enthalten. Bis zu € 100.000,- könne die Gemeinde direkt vergeben. 
Weiters merkt er noch an, dass das Bundesvergabegesetz eingehalten worden sei.  
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GR. Kaniak stellt in der Nachfolge eines fest. Die GSG als Machtfaktor in unserem Raum, nötige 
praktisch Architekten und techn. Büros um zu Preise zu arbeiten, die normalerweise nicht mit den 
Richtlinien der verschiedenen Innungen und Kammern konform seien. Wenn es zu einer 
Ausschreibung käme, würde es vielleicht andere Anbieter geben und dann würde der Preis vielleicht 
auch nicht anders sein als jetzt, aber man hätte demokratischere Verhältnisse. Man möchte doch eine 
gewisse Transparenz haben und auch andere zum Zug kommen lassen. Die GSG werde nur diese 
einladen, die konform und in ihrem Sinne arbeiten. Er wisse nur von seinen baulichen Tätigkeiten, wie 
das hier ablaufe, aber für die Gemeinde würde er hoffen, die beste objektive und demokratische 
Lösung anzustreben. 
 
Der Bürgermeister merkt an, dass es grundsätzlich so sei, dass man mit dieser Einrichtung sehr viele 
Planungsaufträge mache. Andererseits seien sie ein regionaler Anbieter, sie haben die Leute vor Ort 
und man kenne die Leute persönlich. Man sei bisher immer sehr gut betreut worden. Sowohl was die 
Angebote und die Preisgestaltung angehe, wie auch die Bauabwicklungen, die Dienstleistungen – 
speziell von Helmut Weigert, als Bauleiter. Sie seien zwar teilweise hart gegenüber den Firmen und 
den Auftragnehmern, aber sie haben den Auftrag der Gemeinde das bestmögliche herauszuholen. 
Die Erfahrungen seien durchwegs gut. Das es durchaus möglich wäre oder auch vielleicht in einem 
oder anderen Projektfall Sinn machen würde mehrere Angebote einzuholen, sei unbestritten. Hier sei 
er ganz auf der Seite von GR. Kaniak. In diesem Fall, wie schon gesagt, sei es naheliegend gewesen, 
dass man auch auf Basis der Einigung des Jänner Workshops das Projekt mit der GSG fortsetze, da 
diese die Verhältnisse schon von A-Z kennen und es so wesentlich einfacher sei einen 
Neubauentwurf zu machen, als wenn man einen Fremden hernehme und wieder von Vorne anfange. 
Grundsätzlich gehe es darum den Vorentwurf, der im Bildungsausschuss vorgestellt wurde, den alle 
Fraktionen bekommen haben  frei zugeben, damit mit diesem Vorentwurf beim Land der 
Vorlagenbericht gemacht werden könne. 
 
GR. Liehmann fragt sich welche Möglichkeiten man habe zu prüfen, wie die GSG die 
Planungsaufträge weitergebe bzw. wen die GSG beauftrage diese Sachen zu machen. Es sei so, 
dass die GSG mehr oder weniger eine Abhängigkeit schaffe und die Gemeinde blindes Vertrauen zur 
GSG habe.  
 
GV. Berger versteht die Diskussion nicht ganz, aber vielleicht sei er einfach nicht im Stande dies 
umfassend zu verstehen, von welchen Abhängigkeiten hier gesprochen werde. Die GSG habe den 
Auftrag von diesem Gemeinderat bekommen, sicherlich mit anderen handelnden Personen, das 
Sanierungskonzept der Volks-, Haup- und Polytechnischen Schule durchzuziehen, bei einer 
Größenordnung dieses Auftrages von sicherlich in die € 100.000,- hineingehend. Die GSG habe die 
Gemeinde diesbezüglich immer relativ vernünftig betreut. Aus seiner Sicht hätte man die Diskussion 
dieses Neubaukomplexes und der neuen Kostenberechnung schon gerne vor zwei Jahren führen 
können. Aus diesem Grund habe man gesagt, die GSG solle ein neues Angebot legen. Dies sei im 
BVG vernünftig geregelt und hier beschlossen worden. Diese Machtposition und Abhängigkeit habe 
jeder Bauherr. Die Bundesimmobiliengesellschaft baue österreichweit und keiner spreche davon, 
dass es Abhängigkeiten gebe. Man sei nicht gezwungen dort anzubieten, das sei der freie 
Wettbewerb. Weil GR. Kaniak vorher sein Bauvorhaben angeschnitten habe, er hätte sich auch 
gefreut, bei diesem großen Bauvorhaben als Firma Porr dazu eingeladen zu werden und ein 
ordentliches Angebot zu legen, dies sei nicht passiert, aber so spiele sich der Markt einfach ab und 
die endgültige Ausschreibung werde eine öffentliche Ausschreibung sein, die dem 
Bundesvergabegesetz zu entsprechen habe und damit seien die Dinge geklärt. Welche Fachplaner 
sich die GSG hole innerhalb des Auftrages, den sie von uns abzuwickeln habe, muss ihre 
Entscheidung bleiben.  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 26 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
   SPÖ-Fraktion: 10  
   GRÜNE-Fraktion: 2  
      
Gegen den Antrag 5 Stimmen FPÖ-Fraktion: 5  
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7.  Erweiterung Kindergarten / Krabbelstube Rosenau 

Grundsatzbeschluss betreffend Planentwürfe, Kostenschätzung und Trägerschaft   
 
BiA-Obmann Huber: 
In der GRS am 11.2.2010 wurden die Grundsatzbeschlüsse betreffend Erweiterung des 
Kindergartens Rosenau um zwei Gruppen sowie Erweiterung der Krabbelstube Rosenau um eine 
Gruppe zu fassen und das Projekt so rasch als möglich umzusetzen.  
Aufgrund der statistischen Zahlen wurde seitens des Landes OÖ mit Schrieben vom 8.3.2010 der 
Bedarf für die geplanten Baumaßnahmen festgestellt. 
Zwischendurch fand eine Begehung mit dem Sachverständigen sowie mit der Kindergarteninspektorin 
des Landes OÖ statt. Basierend auf dem Ergebnis der Besprechung wurde ein Planentwurf samt 
Kostenschätzung erstellt und in der Bildungsausschusssitzung am 15.4.2010 vorgestellt.  
 
BiA-Obmann Huber stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bildungsausschusses den Grundsatzbeschluss 
zu fassen, den vorliegenden Planentwurf zur Kenntnis  zu nehmen und den Verein 
Familienzentren mit der Führung der zweiten Krabbelstube zu beauftragen.  

 
GR. Kasper fragt sich, ob es notwendig sei vom bestehenden Bau zwei Meter von den Anrainern 
zurück zu setzen. Die Anrainer haben nun schon den Bau und jetzt nochmals zwei Meter Richtung 
Anrainer. Er fragt sich, ob das nicht anders gehe, oder ob man es nicht anders machen möchte. Man 
gehe nicht in einer Flucht durch, sondern gehe zwei Meter Richtung Anrainer im Obergeschoss. Die 
Anrainer seien natürlich nicht begeistert, wenn der Bau noch weiter zu ihnen komme. 
 
BiA-Obmann Huber betont, dass im Prinzip die Grundfläche für den zweiräumigen Kindergarten plus 
Mehrzweckraum diese Grundfläche ergebe und überbaut werde im Endeffekt der jetztige Zugang 
Richtung den Anrainern im 1. Stock. Dies sei ein Entwurf, über den man sicherlich sprechen könne. 
Die Frage sei nur, wenn man jetzt noch weiter Richtung Westen rücke, sei die Überdachung des 
herunteren Krabbelstubenraums noch viel mehr und dadurch noch mehr Licht weg. Müsste man aber 
besprechen. Es wurde beschlossen, dass von seiten des Bildungsausschusses diese Themen mit 
dem Architekten eingehend zu besprechen seien. 
 
Der Amtsleiter erklärt, dass er im Zuge einer Besprechung mit dem Sachverständigern des Amtes, 
Herrn Ing. Buchwieser Vorbegehung gemacht habe, da die Pläne zuerst von der Situierung her 
anders waren. Ing. Buchwieser habe dann diesen Vorschlag gemacht. Es sei dort am 
zweckmäßigsten vom Ablauf des viergruppigen Kindergartens und auch am kostengünstigsten zu 
machen. Ing. Buchwieser habe dort schon nach dem ersten Entwurf gesagt, man solle vorbauen.  
Es stimme, das ca. zwei Meter des Obergeschosses über die seitliche Gebäudeflucht des derzeitigen 
Objektes herausragen. Damals sei man vom Mindestgrenzabstand drei Metern auf sechs Meter 
gegangen, nun gehe man auf ca. drei Meter zurück. Eine gewisse Raumgröße müsse man haben. 
Das Hauptproblem sei die Belichtung der derzeitigen Krabbelstube. Wenn man dies weiter nach 
Süden abrücke fürchte er, dass die Belichtung, die jetzt schon an der Grenze sei, ein Problem sein 
könnte. Hier müsste man dann etwas komplett neues überdenken. Auf der anderen Seite zu den 
Wohnhäusern, habe man wie damals bei Musikerheim keine Öffnung geplant. Es sei dort keine 
Öffnung geplant, dies habe er auch dem Architekten mitgeteilt.  
 
GR. Kritzinger möchte die Wortmeldung von GR. Kasper sehr intensiv unterstützen. Er habe sich dies 
an Ort und Stelle angesehen. Es gebe kein Recht auf Aussicht, aber man könne Mitbürger auch 
provozieren. Für ihn sei dies fast eine Provokation. Wenn man die Baufluchtlinie, die nun gedeckt 
bzw. mehr wie gesetzlich notwendig sei, noch um zwei Meter zu den Nachbarn versetze, dann 
möchte er das Ansuchen stellen, den Planern den sehr intensiven Wunsch, nicht weiter in der 
Baufluchtlinie zu den bestehenden Reienhäusern zu gehen, mitgeben. Er fordert den versammelten 
Gemeinderat auf, sich dies anzusehen. 
 
GV. Berger möchte anmerken, dass man bereits über ähnliche Fälle mehrfach im Gemeinderat 
diskutiert habe. Man sei immer der Meinung gewesen, dass es kein Recht auf Aussicht gebe und 
auch andere Dinge seien gesetzlich genau geregelt. Man gehe hier von den sechs Metern, die jetzt 
zur Grundgrenze seien, zurück auf vier Meter. Man sollte dem Architekten mitgeben zu versuchen, 
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soweit wie irgendwie mögliche vielleicht diese zwei Meter zu reduzieren. Es sei der SPÖ genau so 
bewusst, wie allen anderen, dass es ein Belichtungsproblem der Krabbelstube gebe. Vielleicht könne 
man auch die Raumgröße, indem man das Querschiff einen halben Meter breiter mache, vergrößern, 
damit die Gruppenraumgröße eingehalten werden könne. Grundsätzlich finde man den Entwurf gut. 
Die SPÖ glaube nur, man solle soweit wie möglich Rücksicht nehmen. Er könne sich erinnern, dass 
es bei einigen anderen Bauvorhaben auch schon die Meinung gegeben habe „Zurück an den Start“, 
um zu überdenken Firsthöhen und solle Dinge zu verändern. Er glaube, dass der Entwurf ein guter 
sei und dieser ermöglicht kostengünstig zu bauen, was auch wichtig sei, damit man es möglichst 
rasch über die Bühne bringen könne. Das Ansinnen der SPÖ sei, dem Architekten mitzugeben, diese 
zwei Meter so weit wie möglich zu reduzieren. 
 
GR. Kaniak erwähnt, dass die Wortmeldungen wie Grundfesten, Zufahrten oder Parkplätze doch 
Themen für Architekten seien. Wenn mehrere Varianten vorliegen, solle also der Ausschuss, der sich 
intensiv damit beschäftige, Entscheidungen mit endgültiger Entscheidung der Oberaufsicht fällen, ob 
dies möglich sei oder nicht. Im Seengebiet sei dies der Naturschutz, es könne auch der 
Denkmalschutz sein. Es werde doch nicht jemand felsenfest behaupten, dass es nur eine einzige 
Variante für diesen Bau gebe. Er könne nicht sagen es gebe fünf, denn wenn er sich die Dachflächen 
und Gänge anschaue, müsse er sich die Frage stellen von der Nutzung und der Quadratmeterzahl 
gebe es noch eine, aber er sei nicht der Fachmann, der dies beurteilen könne. Aber man habe sich 
selbst amputiert, indem man sich nun an einem Entwurf festbeiße. Sonst mache man gar nichts. Das 
behage den Anrainern nicht, das behage vielleicht jemand anderem nicht und der nächste bekomme 
einen Lichtzuschlag in der Arbeitszeit. Dies seien alles Kriterien, die ein anderer Entwurf vielleicht 
schon berücksichtigt hätte, oder der Architekt muss es berücksichtigen. Meistens aber sei man so 
festgefahren in den Planentwürfen, weil man eine Schiene gehe, dass eine zweite oder dritte gar 
nicht möglich sei. Das möchte er in der Debatte der Entwürfe hineinwerfen. Was ihn besonders bei 
dem Abstimmungsverhalten so irritiere, sei der Grundsatzbeschluss einer Kenntnisnahme. Könne ihm 
dies bitte jemand erklären? Sei ein Grundsatzbeschluss, dass er grundsätzlich ja dazu sage oder sei 
dies nur eine Kenntnisnahme. Denn wenn er etwas zu Kenntnis nehme, müsse er nicht dafür sein. 
 
Der Amtsleiter erklärt, das es das Kostendämpfungsverfahren des Landes seit 15 Jahren gebe. Hier 
sei es genau reglementiert, welche Schritte die Gemeinde wann zu machen habe. Unter anderem 
gebe es auch den Grundsatzbeschluss, überhaupt einmal einen Entwurf zu errichten. Dann lässt man 
einen Entwurf machen. Er komme hier nochmals auf den Schulneubau der Volksschule zurück. Hier 
lasse man einen Entwurf machen. Dieser sei hauptsächlich gemacht worden um zu sehen ob sich die 
Gemeinde dies leisten könne und ob die Gemeinde diesen Neubau möchte oder ob man bei dem 
alten Generalsanierungskonzept bleibe solle, welches seit ca. 9 Jahren auf Schiene sei.  
Deser Entwurf sei nicht der letzte Entwurf, aber man müsse ihn nach Linz geben, darum müsse der 
Gemeinderat grundsätzlich sagen, ja, das könne man sich vorstellen, das sei der Entwurf und 
Wunsch des Gemeinderates. Der Entwurf gehe dann nach Linz und werde von den Bautechnikern 
angesehen. Diese entscheiden dann, ob der Entwurf planlich in Ordnung sei. Dann entscheiden die 
Beamten des Landes, ob es finanziell in Ordnung sei und ob die Kostenschätzung passe. Danach 
komme das Ganze zurück zur Plangenehmigung. Als nächster Schritt müsse der Einreichplan vom 
Gemeinderat beschlossen werden und dieser beschlossene Plan gehe dann in das 
Genehmigungsverfahren zum Land. Hier werde der Plan vom Land genehmigt und gehe dann zurück 
zur Gemeinde in die Bauabteilung, wo der Plan von der Baubehörde im Zuge eines Bauverfahrens 
baubewilligt und dann umgesetzt werde.  
Es sei natürlich schon so, dass man für den Zubau einen Architektenwettbewerb machen hätte 
können. Aber bei diesem Punkt möchte er schon den Zeitfaktor zu bedenken geben. Man habe vor 
einigen Monaten durch den überproportionalen Bevölkerungszuwachs festgestellt, dass man im 
September 2011 für mehr als 27 Kinder keinen Kindergartenplatz in Seewalchen habe. Man habe 
sich dann im Bildungsausschuss beraten und auch der Gemeinderat habe im Februar grundsätzlich 
beschlossen, zwei Gruppen dazu zu bauen. Bis zum 1. September 2011 sei jeder Tag, den man 
verliere, ein verlorener Tag. Also hier seien monatelange Ausschreibungen, Architektenwettbewerbe 
oder das man sage man möchte fünf Entwürfe haben, dann wieder mit allen Beteiligten zu diskutieren 
um eine Lösung zu finden, wo alle dahinter stehen können, einfach nicht möglich. Dies möchte er zu 
bedenken geben. 
Den Punkt bezüglich der zwei Meter könne man auf jeden Fall dem Architekten weitergeben. Es sei 
nur die Frage, wie man dies dann mache, ob man den Plan in der jetziger Ausführung dem Land 
vorlege oder ob man den Architekten bitte, noch einmal einen neuen Entwurf zu zeichnen und den 
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neuen Entwurf dann im Juli grundsätzlich zu beschließen, denn ohne Grundsatzbeschluss könne man 
den Plan nicht nach Linz weiterschicken.  
 
GR. Kaniak meint, dass diese Erklärung natürlich alles offen lasse. Was grundsätzlich bei der 
Krabbelstube und beim Kindergarten sei, sei natürlich klar, weil der Standort fixiert sei. Hier sei man 
sich einig über den Standort, der Erweiterung und dass es hier Varianten gebe. Bei der Schule sei 
man sich ja nicht mal über den Standort einig. Es sei ja nur um die Kostenschätzung gegangen und 
dieser Entwurf in der Relation zur Sanierung liege ganz auf der Linie der FPÖ, die sie schon lange 
propagiere. Jetzt sei es aber dort so, dass es kein Grundsatzbeschluss sei, sondern nur ein 
Denkanstoß, ob an dem selben Platz gebaut werde und ob dieser Entwurf schon der endgültige sei, 
auch wenn man ihn einreiche. Die vom Land müssen natürlich sagen: „Was will die Gemeinde?“ Und 
diese Willensbildung bei der Volksschule sei noch lange nicht abgeschlossen, denn man wisse nicht 
einmal, ob dieser Standort bleiben werde. Denn wenn man dies so mache, dann habe man den 
Standort schon gewählt und dann brauche man gar nicht mehr darüber diskutieren. Ob dieser Entwurf 
dort das „Non plus Ultra“ sei, sei die andere Frage. 
 
Der Bürgermeister erwidert, dass man nun aber beim Kindergarten sei. Es gehe aus seiner Sicht nur 
mehr darum, wie man dieses Abrücken um die zwei Meter in den Beschluss einpacke, so wie die 
Formulierung gelautet habe, dass man diesen Umschmiedantrag noch an die Architekten 
heranbringe. Er würde aber trotzdem sagen, dass man keinen Monat bzw. Woche verlieren solle 
diesen Entwurf grundsätzlich zu beschließen, diesen nach Linz zu schicken und die endgültige 
Beschlussfassung sei sowieso schon die Einreichplanung und dort könne natürlich wieder etwas 
anderes darin stehen. Man könne es jetzt natürlich nicht komplett umdrehen. 
 
GV. Berger K. meint, es sei grundsätzlich relativ einfach zu machen, indem der Hauptantrag einfach 
um dies erweitert werde. Es sollte versucht werden, bevor der Plan nach Linz weitergeschickt werde, 
diesen Vorsprung von zwei Meter so weit wie möglich zu reduzieren. Dann könne man heute den 
Beschluss fassen. Wenn es sich herausstellen sollte, dass es aus irgendeinem Grund absolut nicht 
möglich wäre, dann werde man diesen Entwurf auf die Reise schicken. Wenn es eine Möglichkeit 
gebe, werde es für den Architekten kein Problem sein den ganzen oberen Block um einen Meter nach 
links zu verschieben. Somit wäre dies auch erledigt. Wenn es aus irgendeinem Grund nicht gehen 
werde, wenn es wirklich mit der Belichtung von der Krabbelstube unten nicht mehr zulässig sei, dann 
werde man es sowieso nicht ändern können. Die SPÖ stehe grundsätzlich zu diesem Entwurf, er 
gefalle auch. Man möchte nur schaun, dass man versuche diese zwei Meter noch einmal zu ändern. 
Seiner Meinung nach wäre es vernünftig den Hauptantrag um diesen einen Absatz zu ergänzen und 
dann könnte man dies aus der Sicht der SPÖ beschließen. 
 
Vizebürgermeister Weichselbaumer möchte unterstreichen, dass die Kinder die Zukunft seien. Es sei 
absolut richtig hier schnell zu handeln. Es sei natürlich schon so, dass dort Menschen wohnen, damit 
man diesen Punkt nochmal heraushebe. Die Leute dort haben diese Gebäude gekauft, bevor es 
drüben überhaupt eine Widmung gegeben habe. Es habe dort niemand wirklich eine schöne 
Aussicht. Es sei seinerzeit vom Gemeinderat, schlussendlich den Verantwortlichen, versäumt worden, 
den Menschen, die dort wohnen, dies positiv darzustellen. Sie seien nicht dankbar dafür, dass das 
Gebäude sechs Meter und nicht vier Meter, so wie es sein dürfte, wegstehe. Es sei ihnen nicht klar 
gemacht worden, dass dies etwas positives sei, dass die Gemeinde etwas für sie tue und mit dem 
Gebäude sechs Meter weiter wegrutsche, anstatt vier.  
Sie sehen das nicht als gut. Sie seien von dem her schon aufgebracht. Sie seien letztens auf der 
Gemeinde gewesen und haben sich über die Kinder beschwert. Man habe ihnen gesagt, dass dies 
den Betreiber betreffe und nicht die Gemeinde. Dies sei auch so, aber die Anrainer fühlen sich 
irgendwo missverstanden. Aus seiner Sicht sei es schon so, dass wenn von dieser Häuserflucht, die 
sechs Meter weg sei, noch zwei Meter in diese Richtung gerutscht werde, dies eine eiskalte 
Provokation sei. Ob man es dürfe oder nicht, aber dies werde dort so empfunden werden. Wenn man 
es nicht anders machen könne, sei er dafür dass dies so schnell wie möglich durchgezogen werde.  
 
GR. Huber merkt an, dass er dies nicht als eiskalte Provokation sehen würde. Man sei dort sicher im 
rechtlichen Rahmen. Er sei bei GV. Berger, wenn man sage, man könne dies mit dem Architekten 
nochmals prüfen, ob es möglich sei. Wenn es nicht möglich sei, könne man nichts machen, aber ein 
Gespräch könne man ganz sicher nochmals führen und sagen, welche Möglichkeiten gebe es. Er 
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möchte den Antrag ergänzen, dass man dieses Gespräch noch mit den Planern führe um ein 
Abrücken von diesen zwei Metern, soweit als möglich, durchzuführen.  
 
GV. Haberl möchte noch einen Vorschlag machen, da es sehr störe, dass die Kinder zurück laufen 
und die Anrainer die Lärmbelästigung so störe. Man könnte dem entgegenkommen, indem man eine 
Hecke pflanze, damit die Kinder nicht mehr zurückkommen. Sie glaubt, dass dies die Anrainer am 
meisten gestört habe.  
 
Der Amtsleiter betont, dass die Antragsergänzung vollkommen legal sei. Man werde mit dem 
Architekten und der GSG reden. Es könne sich hier auch die Kostenschätzung ändern. Ein 
geänderter Entwurf müsse jedoch nochmals vom Gemeinderat beschlossen werden.  
Er möchte noch etwas zum Punkt bezüglich des Lärmes zu bedenken geben. Zur Wortemeldung von 
GV. Haberl betont er, dass er sehr überrascht sei und dass die Gemeindevertretung wirklich einmal 
mit der Kindergartenleitung sprechen solle. Es sei kein Jux und Tollerei, dass man Wege gemacht 
habe, wo die Kinder fahren können usw. Man habe alles möglich gemacht, man habe Steine 
einbetoniert usw., damit der Platz hinten sinnvoll genützt werde für die Bewegung der Kinder mit ihren 
Fahrzeugen. Dies habe man gemacht und wenn dies nicht so sein solle, dann müsse man es 
weggeben. Hierfür ist aber ein Beschluss erforderlich. Vorher sollte jedoch mit der 
Kindergartenleitung gesprochen werden, denn immerhin brauche man dort auch einen 
funktionierenden Betrieb für die Kinder. Er verstehe nicht, was hier für ein Lärm entstehen solle. 
 
GV. Berger verstehe die Argumentation nicht ganz. Wenn man sich im Gemeinderat mit einem 
Beschluss dem fügen könne, dass man sage, bevor man es weiter schicke solle es sich der Architekt 
nochmals anschauen und wenn es gehe, solle man die zwei Meter Vorsprung so weit wie möglich 
reduzieren, dann könne man dies heute beschließen. Er frage sich warum man den Plan dann 
nochmals beschließen müsse. Er verstehe dies nicht ganz. 
Sonst müsse man eigentlich den Weg gehen, einen Zusatzantrag zu stellen, so verstehe er dies. Man 
beschließe den Plan, damit man diesen nach Linz schicken könne. Bei der endgültigen Planung gebe 
man den Architekten den Auftrag, dies so weit wie möglich wegzuschieben, dann habe man die 
Verschiebung später. Er habe kein Problem damit zu sagen, dass es sich der Architekt nochmals 
anschauen solle und wenn es nicht gehe, gehe der Plan so auf die Reise. Wenn es gehe, solle der 
Architekt die zwei Meter so weit wie möglich reduzieren. Wenn dies ein einstimmiger Beschluss sei 
brauche er den Plan nicht nochmals zu sehen. Sonst müsse man es anders regeln, damit man die 
Zeit nicht verliere. 
 
GR. Kaniak meint, dass der Gemeinderat nicht nur die Planentwürfe, sondern auch die 
Kostenschätzung und den Trägerverein beschließen solle. Der Trägerverein sei außer obligo, heiße 
nicht wie üblich Mehrwertsteuerabzugsfähigkeit, sondern es sei nur ein Verein, der dies nicht könne 
und man müsse Mehrwertsteuer mitzahlen. Er fragt die Anwesenden, ob dies richtig sei. 
 
Der Amtsleiter teilt mit, dass der Verein vorsteuerabzugsberechtigt sei.  
 
R. Kaniak fährt fort und sagt, dass es ihn immer sehr amüsiere, dass bei den Kostenschätzungen mit 
solchen Maßstäben angefahren werde. In dem kindlichen Glauben, dass die, die dies dort oben 
beschließen, halten sich nach dem Kostenvorschlag, den wir „etwas überhöht“ angegeben haben um 
den Prozentsatz hinaufzudrücken. Dies könne man sich abschminken. Jeder wisse, dass dies 
überhöhte Preise seien und gehe dementsprechend auf reale Marktpreise über. Also zu glauben, 
dass man durch eine erhöhte Kostenschätzung für die Gemeinde etwas lukriere, sei ein Märchen. 
 
Der Amtsleiter fragt sich, wie GR. Kaniak darauf komme, dass die Preise erhöht seien. 
 
GR. Kaniak antwortet, dass man netto € 2.100,-/ m2 habe. Dies sei eine Luxusausführung. Man reche 
normalerweise mit € 1.800,-/ m2, bei einem einfachen Bau mit € 1.700,-/ m2 und vom  Betreuten 
Wohnen möchte er gar nicht erst anfangen. Dies finde er etwas überhöht und die würden genau 
wissen, wie das Spiel laufe. Darum finde er es immer sehr lustig, wenn man denen etwas vorlege und 
die gehen dann auf die realen Zahlen. 
 
Der Amtsleiter antwortet, dass mit dieser Leichtbauweise, welche mit dem Land durch die GSG 
vorabbesprochen worden sei, die Kosten um ca. € 250.000,- reduziert werden. Wenn man dies in 
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einer Massivbauweise errichte, würden die Kosten nicht € 800.000,- , sondern über eine Million Euro 
betragen. Dadurch spare man sich eine Menge Geld. Das Land sei zufrieden, weil es weniger fördern 
müsse und die Gemeinde sei zufrieden, weil sie weniger Eigenmittel aufbringen müsse.  
 
Vizebürgermeister Weichselbaumer hätte noch einen Antragsvorschlag, wie dieser vielleicht lauten 
könne. Man beschließe jetzt die Variante a.) mit zwei Meter reduzierter Front, damit die Häuserfront 
direkt verlaufe. Nur wenn sich herausstellen sollte, dass dies technisch nicht machbar sei, nicht die 
Entscheidung vom Architekten, sondern wirklich technisch nicht möglich, dann die Variante b.) zu 
nehmen, also der Plan wie er jetzt aussehe. Dann habe man keine Entscheidung vom Architekten 
und dann könne man dies beschließen. Es gehe nur um die technische Machbarkeit.  
 
GR. Huber erwähnt, dass, nachdem es sich hier um einen Grundsatzbeschluss handle und man 
heute schon gehört habe, dass dies nicht die endgültige Planung sei, habe man immer noch die 
Möglichkeit auch dann noch in die Planung miteinzuwirken. Er möchte seinen Zusatzantrag 
zurücknehmen und fordert den Gemeinderat auf, dies heute als Grundsatzbeschluss zu beschließen 
und man solle sich auch festlegen, diese Bedenken in die Planung miteinfließen zu lassen. 
 
GV. Berger möchte die Sitzung kurz für 10 Minuten unterbrechen um sich fraktionsintern zu 
besprechen, um zu einer Lösung zu kommen. Man müsse die Zeit einfach nützen. 
 
Nach der Unterbrechung teilt GV. Berger K. mit, dass er im kurzen Gespräch mit der eigenen Fraktion 
und den Kollegen der anderen Gemeinderatsfraktionen überein gekommen sei, dass man den 
Zusatzantrag der SPÖ, sowie die Antragsergänzung von GR. Huber zurück ziehe und man den 
Antrag so beschließen solle, wie er am Tisch liege, damit man das ganze Prozedere so rasch wie 
möglich in Bewegung bringe. Man müsse dann warten, was man vom Land zurück bekomme. Man 
sei übereingekommen, in der Detailplanung zu versuchen, diesen Vorsprung entsprechend zu 
reduzieren um ein bisschen Rücksicht auf die Nachbarn nehmen zu können. Hier habe es im 
Vorgespräch Einigung gegeben und er würde sich wünschen den Antrag gemeinsam so zu 
beschließen.  
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
8.  Gastschulbeiträge 

Vereinbarung betreffend einheitliche Gastschulbeiträge zwischen den Marktgemeinden 
Seewalchen, Schörfling, Timelkam und Lenzing 

 
Bgm. Reiter: 
In den letzen Jahren bestand eine Vereinbarung über einheitliche Gastschulbeiträge mit den 
Gemeinden Lenzing, Timelkam und Schörfling, die sich gut bewährt hat. Da die bisherige 
Vereinbarung mit dem laufenden Schuljahr ausläuft, soll eine neue Vereinbarung abgeschlossen 
werden.    
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die Vereinbarung betreffend einheitlicher Gastschulbeiträge zwischen den Gemeinden 
Seewalchen, Schörfling, Timelkam und Lenzing zu beschließen.  

 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
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9.  Bebauungsplan  

Bebauungsplan Nr. 56 „Schulzentrum – Kindergarten“ - Beschlussfassung 
 
Bgm. Reiter: 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 11.02.2010 den Grundsatzbeschluss zur Erstellung eines 
Bebauungsplanes für das Schulzentrum gefasst. 
Die Absicht der Erstellung eines Bebauungsplanes „Schulzentrum“ im Bereich der Dr.-Rudolf-Schuh-
Straße auf den Grundstücken Nr. 1931/2 und 1931/3, beide KG. Seewalchen wurde gemäß  
§ 33 Abs. 1 Oö. ROG 1994 i.d.g.F. in der Zeit vom 15.02.2010 bis 15.03.2010 an der Amtstafel 
kundgemacht, dass jeder, der ein berechtigtes Interesse glaubhaft macht, bis 20.03.2010 seine 
Planungsinteressen dem Marktgemeindeamt schriftlich bekanntgeben kann.  
Es sind keine Eingaben bei der Behörde eingelangt. 
 
Seitens des Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer wurde nunmehr in Abstimmung mit der 
Marktgemeinde Seewalchen a. A. ein Planentwurf Bebauungsplan Nr. 56 „Schulzentrum – 
Kindergarten“ mit Datum vom 18.03.2010 erstellt. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

den Planentwurf Bebauungsplan Nr. 56 „Schulzentrum – Kindergarten“ des Arch. Dipl. Ing. 
Erich Deinhammer, Eferding, vom 18.03.2010 zu beschließen.  

 
GV. Berger sei damit einverstanden, aber er habe sich gerade selber geschimpft, dass er leider nicht 
reagiert habe. Es gebe einen Schnitt in diesem Entwurf, welchen man sich nochmals ansehen solle, 
ob dieser dem Entwurf mit den Höhen, die dort angegeben seien, dem Schulneubau der Volksschule 
nicht widerspreche. Dies sei die einzige Enschränkung. Er wollte zwar bei der Fraktionssitzung der 
SPÖ auf der Gemeinde anrufen um den Amtsleiter darauf hinzuweisen, leider habe er dies aber 
verabsäumt. Es gebe eine Beschränkung mit der Traufenhöhe und somit sei es besser diesen Schnitt 
nicht mit hinein aufzunehmen. Nicht dass es dem Entwurf der Schule, der vorher gerade beschlossen 
worden sei, widerspreche. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
 
10. Straßenbau 2010 

Zuschlagsentscheidung für den Bauauftrag 
 
Bgm. Reiter: 
Für den Straßenbau 2010 wurde die Ausschreibung mittels eines offenen Verfahrens gemäß den 
Bestimmungen des BVG durchgeführt. Aufgrund der überprüften Anbote wurde die Firma Lahnerbau 
GesmbH aus Steyrermühl als Bestbieter ermittelt. 
 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund des Vergabevorschlages der Bauleitung die Zuschlagsentscheidung für die 
Straßenbauarbeiten 2010 an die Firma Lahnerbau GesmbH., Sportplatz Str. 1, 4662 
Steyrermühl, zu einem Preis von € 89.920,46 incl. MwSt., zu treffen.  

 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
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11. Jahresbaufirma 

Zuschlagsentscheidung für Kanalhausanschlüsse und geringfügige Straßenbauvorhaben für die 
Jahre 2010 - 2012 

 
Bgm. Reiter: 
In einer gemeinsamen Ausschreibung wurden die Bauarbeiten für die Ortskanalisation Seewalchen 
BA14, Bründlweg, Kanalhausanschlüsse und geringfügige Straßenbauarbeiten 2010-2012 
ausgeschrieben. Die Ausschreibung erfolgte im Rahmen eines nicht offenen Verfahrens im 
Unterschwellenbereich nach dem Billigstbieterprinzip. Alle 8 zur Angebotsabgabe eingeladenen 
Firmen haben ihr Angebot abgegeben. 
Von DI. Irrgeher, der die Ausschreibung durchgeführt hat, wurde für alle auszuführenden Arbeiten die 
Firma Niederndorfer, Attnang, als Billigstbieterin ermittelt. 
Die Firma Niederndorfer hat die Arbeiten zur Erweiterung der Ortskanalisation Seewalchen a.A., 
BA14, Bründlweg, und die Arbeiten zur Herstellung von Kanalhausanschlüssen und geringfügiger 
Straßenbauvorhaben für die Jahre 2010 – 2012, Erd-, Straßenbau-, Kanalbauarbeiten zu einer 
Angebotssumme von € 259.920,00 (excl. MwSt.) angeboten. Diese Firma soll den  Zuschlag erhalten. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die Zuschlagsentscheidung aufgrund der erfolgten Ausschreibung, Arbeiten zur 
Erweiterung der Ortskanalisation Seewalchen a.A., BA14, Bründlweg, die Herstellung von 
Kanalhausanschlüssen sowie die Umsetzung geringfügiger Straßenbauvorhaben in den  
Jahren 2010 – 2012 zu Gunsten der Billigstbieterin der Firma Niederndorfer, Attnang, mit 
einer Angebotssumme von € 259.920,00 (excl. MwSt.) zu treffen. 

 
GV.Berger nimmt seine Befangenheit wahr und nimmt an der Abstimmung nicht teil.  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
12. Winterdienst 
     Ausschreibung der teilweisen Durchführung des Winterdienstes; Wahl des Vergabeverfahrens 
 
Bgm. Reiter: 
Wie in den Vorjahren soll die Schneeräumung auf versch. Parkplätzen,  auf Firmengrundstücken 
sowie auf Straßen, und zwar Flächen, die nicht von der Gemeinde betreut werden können, 
ausgelagert werden. Diese Arbeiten wurden in den letzten Saisonen von der Firma Kircher, Zipf, 
durchgeführt. Der Vertrag mit dieser Firma ist ausgelaufen. Die Leistungen sollen daher neu 
ausgeschrieben werden. 
Anbieten würde sich der Abschluss eines Vertrages so wie bisher auf Dauer von 3 
Schneeräumperioden. Die Ausschreibung erfolgte damals im Zuge eines offenen Verfahrens im 
Unterschwellenbereich.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag,  

die Ausschreibung der teilweise durchzuführenden Winterdienstarbeiten für die kommenden 
3 Jahre im Zuge eines nicht offenen Verfahrens im Unterschwellenbereich nach dem 
Billigstbieterprinzip durchzuführen  

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
13. Ortskanalisation, BA 10 - Haining   
     Weitere Vorgehensweise bezüglich Dienstbarkeitsvertrag Hintsteiner 
 
Wurde zu Beginn der Sitzung abgesetzt! 
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14. Frauenförderung 

Erlassen eines Frauenförderprogrammes   
 
Bgm. Reiter: 
Gemäß den Bestimmungen des Oö. Gemeinde-Gleichbehandlungsgesetzes sind die Gemeinden 
verpflichtet, ein Frauenförderprogramm zu erlassen.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

das vorliegende Frauenförderprogramm zu erlassen.  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
15. Gemeindestraßen 

Kenntnisnahme der Zivilklage wegen Besitzstörung 
 
Bgm. Reiter: 
Aufgrund einer Besitzstörung (Beschädigung der Straße durch Pflügen) wurde vom Bürgermeister als 
Straßenbehörde und Straßenverwaltung eine Zivilklage eingebracht und RA Dr. Haberl mit der 
Rechtsvertretung beauftragt. Aufgrund einer nunmehrigen Rechtsauskunft des Gemeindebundes ist 
für die Einbringung von Zivilklagen sowie Beauftragungen von Rechtsbeiständen der Gemeinderat 
zuständig. Das Bezirksgericht Vöcklabruck hat mittlerweile dem Klagebegehren der Gemeinde Recht 
gegeben. Gegen diesen Beschluss wurde jedoch Rekurs eingelegt.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die eingebrachte Zivilklage gegen Rudolf und Renate Ramp sowie die Beauftragung des 
Rechtsbeistandes RA Dr. Haberl zur Kenntnis zu nehmen. 

 
GV. Haberl nimmt ihre Befangenheit wahr und nimmt an der Abstimmung nicht teil.  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
16. Rechtsvertretungen 

Kenntnisnahme der Bevollmächtigungen 
 
Bgm. Reiter: 
Für Zivilklagen (Klagen gegen die Gemeinde sowie Klage von der Gemeinde wegen Besitzstörung) 
ist die Beauftragung eines Rechtsbeistandes erforderlich. Aufgrund einer Rechtsauskunft ist dafür der 
Gemeinderat zuständig, auch wenn die Kosten durch eine Rechtsschutzversicherung gedeckt sind.   
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

folgende Aufträge zur Kenntnis zu nehmen: 
 

1.  Beauftragung der Rechtsvertretung durch RA Dr. Haberl wegen behaupteter 
Besitzstörung im Zuge der Schneeräumung in Steindorf (Weg zu Objekt Neulinger)   

 
2.  Beauftragung der Rechtsvertretung durch RA Dr. Haberl wegen Besitzstörungsklage 

gegen die Gemeinde (BG Vöcklabruck 35 C 1003/2009a)   
 

3.  Beauftragung der Rechtsvertretung durch RA Dr. Haberl wegen Amtshaftung gegen die 
Gemeinde (LG Wels 419 3 Cg 7/10d-2)   
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GV. Haberl nimmt ihre Befangenheit wahr und nimmt an der Abstimmung nicht teil.  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
17. Projekt Jugendtaxi 

Grundsatzbeschluss über die Einführung eines Jugendtaxis 
 
Soz.A-Obmann Steinwendner: 
In vielen Gemeinden gibt es ähnliche Projekte, die unter dem Namen „Discobus“, „Ruftaxi“ oder eben 
„Jugendtaxi“ bereits erprobt sind. Erfahrungen dieser Gemeinden können bei der Umsetzung des 
Projektes in Seewalchen herangezogen werden (z.B. Gampern). Gutscheine werden am 
Gemeindeamt gekauft und dann bei den Taxiunternehmen eingelöst, mit denen eine entsprechende 
Vereinbarung abgeschlossen wurde. Einen eventuellen Rest muss der Jugendliche selbst 
draufzahlen. Die Bedingungen und Vorgaben vom Land müssen eingehalten werden. 
Im heurigen Budget ist ein Posten von € 10.000,00 vorgesehen. In der SA-Sitzung wurde u.a. 
diskutiert, ev. die Beteiligung am Nachtbus ganz oder teilweise einzusparen, da wir ohnehin nur 
teilversorgt sind. Dies soll bis zur endgültigen Beschlussfassung ausgelotet werden. Der 
Sozialausschuss hat sich aufgrund eines ÖVP-Initiativantrages mit der Angelegenheit in seiner 
Sitzung am 6. April befasst und das Projekt befürwortet. Es soll zunächst ein Grundsatzbeschluss 
gefasst  und dann die entsprechenden amtlichen Schritte für die Projektumsetzung gemacht werden. 
Die Endgültige Beschlussfassung soll in der nächsten Sitzung des Sozialausschusses vorberaten 
werden und in der nächsten GRS erfolgen, und dann der Projektstart erfolgen. 
 
Soz.A-Obmann Steinwendner stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Sozialausschusses  die Einführung eines 
Jugendtaxis in Seewalchen grundsätzlich zu beschließen. 

 
Soz.A-Obmann Steinwendner möchte im Zuge dieser Besprechung seitens der SPÖ noch den 
Zusatzantrag für ein Seniorentaxi stellen. Da Senioren oft nicht mehr so mobil sind, ist ein Angebot 
wie jenes des Seniorentaxis eine Erleichterung mancher Wege, wie zB. zur Apotheke. Er stelle den 
Antrag aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Sozialausschusses, die Einführung eines 
Jugendtaxis in Seewalchen grundsätzlich zu beschließen und den Zusatzantrag, den 
Sozialausschuss auch mit der Ausarbeitung des Projektes des Seniorentaxis zu beauftragen. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Steinwendner gestellten Hauptantrag durch 
Handheben abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Steinwendner gestellten Zusatzantrag durch 
Handheben abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 1 
Schenkungsvertrag Dachs 

a)  Kenntnisnahme der Beauftragung des Rechtsvertreters Dr.Haberl  
b) Beschluss über die Einbringung einer Klage betreffend Löschung der Vorkaufsrechte des  

Herrn Alexander Klopf   
 
Bgm. Reiter: 
Mit Schenkungsvertrag vom 8.11.2006 haben die Ehegatten Friedrich und Maria Dachs die 
Grundstücke 260/1, 269/1, 244, sowie das neu zu bildende Grundstück 261, jeweils EZ 123 und die 
Grundstücke 262/1 und 262/6, jeweils EZ 128, KG Litzlberg, schenkungsweise in das Eigentum der 
Marktgemeinde Seewalchen übertragen.    
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Der aufschiebend bedingt abgeschlossene Schenkungsvertrag erwuchs zwischenzeitig in 
Rechtswirksamkeit, weil der Rechtserwerb grundverkehrsbehördlich genehmigt wurde.  
Die grundbücherliche Einverleibung des Eigentumsrechtes der Marktgemeinde Seewalchen an den 
vorgenannten Grundstücken scheiterte letztlich daran, dass zu Gunsten des Herrn Alexander Klopf 
mit Urkunde vom 9.11.2009 (!) ob der Liegenschaften EZ 123 und EZ 128 ein Vorkaufsrecht 
einverleibt wurde. Als die Urkunde vom 9.11.2009 unterfertigt wurde, hatte auch Herr Alexander Klopf 
bereits Kenntnis vom wesentlichen Inhalt des Schenkungsvertrags vom 8.11.2006.   
Die Ehegatten Dachs haben Herrn Alexander Klopf dieses Vorkaufsrecht eingeräumt, obwohl sie im 
Zeitpunkt der Rechtseinräumung über die vom Vorkaufsrecht betroffenen Grundstücke 262/1, 262/6 
(EZ 128) und 261,269/1 (EZ 123) nicht mehr verfügungsberechtigt waren. Die Übergabe der 
schenkungsgegenständlichen Grundstücke war bereits vor Abschluss des Schenkungsvertrags 
erfolgt. Durch die Erteilung der grundverkehrsbehördlichen Genehmigung des Rechtsgeschäfts 
erwuchs der Schenkungsvertrag in Rechtswirksamkeit. Die Marktgemeinde Seewalchen war somit in 
dem Zeitpunkt, in dem die Ehegatten Dachs Herrn Alexander Klopf das Vorkaufsrecht eingeräumt 
haben, außerbücherliche Eigentümerin, wobei dieses außerbücherliche Eigentumsrecht der 
wirksamen Einräumung eines Vorkaufsrechts durch die Ehegatten Dachs entgegenstand. 
 
Der Gemeindevorstand hat die Angelegenheit in seinen Sitzungen am 19. Jänner 2010 und 4. März 
2010 vorberaten und für das weitere Vorgehen entsprechende einstimmige Festlegungen getroffen. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

1.  die Beauftragung des Rechtsvertreters RA. Dr. Haberl Andreas zur Kenntnis zu nehmen.  
2.  die Feststellungsklage beim Bezirksgericht Vöcklabruck zu erheben, dass die zu 

Gunsten des Alexander Klopf ob der Liegenschaft EZ 123 und ob der Liegenschaft EZ 
128, je KG Litzlberg, jeweils einverleibten Vorkaufsrechte nicht bestehen bzw. erloschen 
sind.  

 
GV. Haberl nimmt ihre Befangenheit wahr und nimmt an der Abstimmung nicht teil.  
 
GR. Liehmann habe sich dies genauer angehört und habe einiges nicht verstanden. Es handle sich 
hier um bäuerlichen Grund und die Gemeinde besitze den Bauernstatus nicht. Wenn dies eine 
Schenkung sei, egal ob dies jetzt ins Grundbuch komme oder nicht, dann sei dies eine 
Eigentumsübertragung. Also hier sei die Rechtsunsicherheit gar nicht gegeben. Hier sei eine 
Ungleichrichtung drinnen. 
 
Der Bürgermeister erwidert, dass es die Frage sei, wie das Gericht so etwas überhaupt bewerte. Die 
Rechtsauskünfte in dieser Kausa seien im Grund genommen eigentlich relativ eindeutig. Es hätte 
dieses Vorkaufsrecht zu diesem Zeitpunkt nicht mehr eingeräumt werden dürfen. Der Hintergrund sei 
ihm selber nicht klar. Als Gemeinde sei man außerbürgerlicher Eigentümer seit 2006. Man sei 
eigentlich, da die aufschiebende Wirkung der Grundverkehrsbehördegenehmigung bis zum Jahr 2008 
gedauert habe, bis dorthin nicht in das Grundbuch gegangen. Jetzt wäre alles erledigt, aber man 
könne nicht ins Grundbuch, weil das Vorverkaufsrecht eingetragen sei. Man müsse dies für nicht 
gültig erklären lassen und das könne nur das Gericht machen, sonst könne man dies nicht als 
Eigentum betrachten. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
18. Allfälliges 
 
a) GV. Berger hat eine Frage zu den Berichten vom 25.03.2010. Hier schreibe der Bürgermeister 

unter Punkt e.), dass für den geplanten Fahrbahnteiler und Gehsteigverlängerung im Bereich 
Neißingerstraße usw. von der Straßenmeisterei ein Baubeginn nach Ostern avisiert wurde. Er 
hätte gerne gewusst, wie lange „nach Ostern“ bei der Straßenmeisterei dauere. Wann hier 
angefangen werde. Er sei zwar jetzt zwei bis drei Tage nicht daran vorbeigekommen, aber am 
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Wochenende wäre noch nichts gewesen. Er fragt, ob es hier schon neue Erkenntnisse gebe und 
wenn nicht, würde er den Bürgermeister ersuchen dort einmal nachzufragen, denn „nach Ostern“ 
könne dann „vor Weihnachten“ sein. 

 
Der Bürgermeister antwortet, dass es neuerliche Erkenntnisse gebe. Die Straßenmeisterei habe 
mitgeteilt, dass sich der Bauzeitplan um mehrere Wochen nach hinten verschiebe, da die 
Baustelle, die vorher gewesen sei, Probleme bereitet habe und diese noch nicht abgeschlossen 
sei. Angeblich sei es die Baustelle auf der Seeleitenbundesstraße und hierfür seien für nächste 
Woche Asphaltierungsarbeiten geplant und dann müsse dies erledigt sein. Es sei zugesagt 
worden, dass dies vor dem Sommer noch erledigt sein sollte. 

 
b) GR. Kaniak merkt an, dass es in letzter Zeit einige Gewitter gegeben habe und hier kleinere und 

größere Seen im aktiven Ortsteil, wie zB. bei der Raika, enstanden seien. Die Wässer seien von 
allen Seiten heruntergeschossen. Die Bundesstraßenverwaltung habe vorausgesagt, dass der 
See eigentlich zu groß sei. Man brauche einen zweiten See, bei dem die Höhenlage zum See so 
sei, dass überhaupt keine Chance bestehe, bei einem Überwasser hinüber zulaufen. Es könne 
nur über den Kanal abfließen und der sei bekanntlich bei solchen Situationen regelmäßig 
verstopft. Hier habe man wirklich einen großen See, der dann immer erst aufgemacht werden 
muss. Er frage sich, warum hier nicht einfach, ab einer gewissen Größe, ein Überlauf gemacht 
werde, der in den See hineinginge. Es werde alles zuasphaltiert über die Gehsteige. Der Raika 
sei es möglich unten hinein zu bohren und 200 m in den See hinaus Leitungen zu legen, nur der 
Straßenverordnung der Gemeinde Seewalchen sei so etwas anscheinend nicht möglich. Er 
möchte dies aus diesem Grund technisch prüfen lassen, denn mit dem Ausfahren der Feuerwehr 
sei es nicht getan. 

 
Der Bürgermeister merkt an, dass GR. Dr. Vogel diesen Vorschlag bereits gemacht habe. Die 
Frage sei, ob dies wasserrechtlich möglich sei, aber man könne dies bei der Straßenmeisterei 
anmerken. 

 
GR. Dr. Vogel erläutert, dass man es wasserrechtlich gar nicht verhandeln müsste, wenn man 
den Gehsteig um 10-15 cm absenken würde, damit es einfach über dem Parkplatz bei der Eiszeit 
runter rinne. Er meine, dass man durch das Absenken die Situation relativ schnell im Griff habe, 
ohne dass man großartige Genehmigungen brauche. 

 
GR. Liehmann möchte dazu sagen, dass man hierfür die Kurve ausbauen müsse, denn die 
Straße hänge zur Seeseite. 

 
Der Bürgermeister sagt, dass man dies den Experten überlassen sollte. 

 
c) GR. Huber möchte dem Verein Jugendtreff, da er keine Vereinsmeier sei, nicht beitreten und das 

automatische Abbuchen lasse er nicht einmal der Gemeinde machen. Trotzdem möchte er aber 
doch gerne etwas spenden und wenn er nächstes Jahr eine Mailaussendung bekomme, was 
gemacht worden sei, dann auch nächstes Jahr wieder etwas zu spenden, aber es sei ihm bis jetzt 
noch nicht gelungen eine Kontonummer und eine Bankleitzahl zu bekommen. 

 
GR. Steinwendner antwortet, dass er alles mithabe und möchte noch kurz sagen, dass es sein 
Wunsch sei über den Verein eine weitführende Mitgliedschaft zu haben, da 100 Vereinsmitglieder 
€ 1.200,-/ Jahr bringen. Und wenn die Gemeinde das Geld nicht streiche, dann habe man 
zusätzliches Geld, damit die Leute sehr viele vernünftige Sachen machen können. 

 
d) GR. Liehmann möchte an eine Wortmeldung vor zwei Jahren erinnern. Er habe damals kurz 

geschildert, wie die Situation an der Promenade rauf bis zur Bundesstraße, an der Paulik Villa 
vorbei, sei. Inzwischen habe es sogar große Teile Asphalt rausgerissen und darunter die 
Befestigung der Schottergrund sei schwer erodiert. Er muss dazusagen, dass es dort wirklich 
soweit sei, die Straße sperren zu müssen. Es seien Stufen mit über 10 cm drinnen. Damals habe 
es geheißen, dass man mit den Eigentümern bzw. Anrainern diese Sache besprechen werde, weil 
es, wie er damals erfahren habe, nicht Eigentum der Gemeinde sei. Überhaupt bei der 
Promenade sei es so, aber anders wo, werde die Straße ja auch repariert. Er denke, man müsste 
entweder die Straße schließen oder blitzschnell etwas unternehmen. Er könne sich nicht 
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vorstellen, dass dies wahnsinnig viel Geld koste, weil dies ja nicht befahrbar sein muss. Er bitte 
sich den unteren Straßenteil, entlang der Paulik Villa anzusehen, denn es sei im Moment wirklich 
kriminell. 

 
Der Bürgermeister antwortet, dass er den Polier der Jahresbaufirma darauf aufmerksam machen 
werde. 

 
e) GR. Kaniak möchte nur ganz kurz darauf aufmerksam machen, dass in der Nachbargemeinde 

Schörfling nun endgültig auch von der Gemeinde ein Beschluss gefasst worden sei, den die 
Verlegung des Bahnhofes und das Projekt eines größen Segelhafens betreffe GR. Kaniak fragt 
den Bürgermeister ob die Kompostieranlage dort bleibe, wo sie derzeit ist. Wenn der Bahnhof 
verlegt werde, werde dies ein Zentrum im Verkehrsbereich werden. Hier könnte bzw. sollte 
Seewalchen auch mitprovitieren, denn hier bestehe die Möglichkeit den Verkehr zu zentrieren, 
von der Autobahn bis zu den Autobusstationen, die hier zusammen laufen. Vom Gemeinderat her 
komme hier zu wenig Input. Man solle sich hier Gedanken machen. Es seien schon große 
Gedanken gemacht worden wie zB. gemeinsame Schuldkonzept im Areal der ASFINAG, wohl die 
ASFINAG nicht viel verlangen könne, wenn es eine bundeseigene Sache sei, denn dann sehe es 
gleich ganz anders aus. Alle diese Sachen seien angedeutete Sachen und im Gemeinderat solle 
man vorbereitet sein. Darum finde er, es sei dringend sich hier Gedanken zu machen.  

 
GR. Liehmann fügt hinzu, dass er selber in dem Thema drinnen sitze, das Planen von Schörflling 
mitverfolge und bei diesem Projekt auch eingebunden sei, aber er habe das Interesse der 
Seewalchner sowohl verherrlicht. Es sei das Gespräch, wie man den Bahnhof dort wegbringe und 
dort sei natürlich die Frage gewesen, ob man die Eisenbahnbrücke aufrecht erhalte, die in bälde 
enorme Kosten verursachen werde. Allerdings existiert ein Vertrag, der vor vielen Jahren gemacht 
worden sei zwischen der Bundesbahn und Schörfling. Der Vertrag sage, dass die Endbahnstelle, 
solange die Kammer - Bahn existiert, Kammer Schörfling bleiben müsse. Deshalb habe Schörfling 
gesagt, dass durch diesen Vertrag die Endbahnstelle nicht nach Seewalchen verlegt werden 
könne, wobei natürlich die Bundesbahnen schon Interesse daran gehabt hätten, diesseits den 
Bahnhof zu errichten. Bei diesem Kopfbahnhof habe man wirklich die letzten technischen Mitteln 
bei allen Registern gezogen. Seewalchen habe hier einen großen Vorteil. Es werde dort ein 
gewaltiger Verkehrsknoten entstehen. Alle Busse werden zu diesem Kopfbahnhof geleitet. Vor 
vielen Jahren habe es einen Grundsatzbeschluss gegeben so etwas zu machen. Die Raika sei 
mit ihrer Planung eines Neubaues miteingebunden und er denke dieses Projekt sei 
gemeindeübergreifend. Beschlussfassung sei am 18. Mai in Schörfling und die Prognose, dass 
der Gemeinderat dies beschließe, sehe positiv aus. Es werde dann unabhängig von dem anderen 
Projekt zumindestens diese Geschichte angegangen.  

 
f) GR. Distler möchte gerne wissen, ob bei der Umfahrungsstraße Höhe Penny Markt, kurz bevor 

die Umfahrung in die Neißingerstraße eingeschlossen werde, ein Zebrastreifen vorgesehen sei. 
Es sei baulich ein Weg zur Straße asphaltiert. Auf der anderen Seite gehe dieser Weg weiter, 
aber es gehe einfach in der Mitte ein Zebrastreifen ab. Die Kinder vom Carl-Häupl-Weg, sowie die 
Bewohner der Anton-Payerstraße müssen immer über die Straße laufen, da sie keinen 
Zebrastreifen haben. Vielleicht könnte man überdenken, dort einen Zebrastreifen zu machen. 
Baulich schaue es so aus, wie wenn einer geplant werden solle. 

 
Der Amtsleiter antwortet, dass im Zuge der Gehsteigerrichtung vorheriges Jahr eine Absenkung 
vorgenommen worden sei, falls noch ein Zebrastreifen kommen solle. Auf der 
gegenüberliegenden Seite ginge die Absenkung aber ab. Hier müsste man den Gehsteig, der 
relativ neu sei und auch die Beleuchtung dort hinbringen. Im Zuge dessen habe man 
Vorkehrungen getroffen, damit man den Gehsteig in diesem Bereich absenke. Man könnte dort 
rein theoretisch einen Zebrastreifen machen.  

 
 
Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung 
vom 25.3.2010 wurden keine Einwendungen erhoben. 
 
Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr 
vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um 21:15 Uhr.  
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      Der Schriftführer:                         Der Vorsitzende: 
 
 
........................................................              ........................................................   

(AL. Hans Schmidt)                        (Bgm. Mag.Reiter Johann) 
 
 
 

Gegen die Verhandlungsschrift der Sitzung vom 6.5.2010 wurden keine Einwendungen erhoben und 
ist somit genehmigt.  
 

Der Vorsitzende: 
 
 

(Bgm. Mag.Reiter Johann) 
 

 
Für die SPÖ-Fraktion:                Für die ÖVP-Fraktion: 

 
 
........................................................           ........................................................ 
(Vizebgm. Mario Weichselbaumer)                     (Vizebgm. Johann Schachl) 
 
 
 
 

Für die FPÖ-Fraktion:                Für die GRÜNE-Fraktion:    
       

 
........................................................            ........................................................ 
  (GV. Rudolf Hemetsberger)                      (GR.Wolfgang Vogel)   
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